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Bitte In der Antwort die 

Geschöftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

An 

die österreichische Präsidentschaftskanzlei 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnung shof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfas sungsgerichtshof 
den Verwaltung sgerichtshof 
alle Sektionen des Bundeskan�leramtes 
alle Bundesminis terien 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen. 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindung sstelle der Bundesländer beim Amt der Nie4er­

österreichischen Land�sregierung 
den Verhandlung saus schuß der Gewerkschaften des öf fentlichen 

Dienstes 
die Gewerkschaft öffentlicher Dienst 
den österreichischen Bunde stheaterverband 
den österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
den Verband der Profes soren österreichs 
die ö sterreichische Rektorenkonferen z 
das ö sterrei.chische Normung sinstitut 
die österreichische Apothekerkammer 
den österreichischen Gewerkschaftsbund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
den österreichischen Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferen z der Landwirtschaftskammern österreichs 
den österreichischen Landarbeiterkammertag 
den österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die österreichische Patentanwaltskammer 
die österreichische Notariatskammer 
die österreichische Är ztekammer 
die österreichische Dentistenkammer i 

die Bundeskammer der Tierärzte österreichs 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die Vereinigung österreichischer Industrieller 
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die österreichische Hochschülerschaft 
den österreichischen Bundesjugendring 
den Verband österreichischer Zeitungsherausgeber 
die österreichische Bischofskonferenz 
die Bundessportorganisation 
den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe öster-

reichs 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim Bun­

desministerium für Finanzen 
,den Datenschutzrat 

die Datenschutzkommission 
die Vereinigung industrieller Bauunternehmungen österreichs 
den österreichischen Ingenieur- und Architektenverein 
den Verband der Elektrizitätswerke österreichs 
die österreichische Gesellschaft für Baurecht 

Gestützt auf die dem Bundeskanzleramt gemäß Abschnitt A Z.5 des 

Teiles 2 der Anlage zu § 2 des Bundesministeriengesetzes 19 7 3  

zustehende Kompetenz zur Regelung der Organisation der Bundes­

verwaltung hat das Bundeskanzleramt den Entwurf eines Gesetzes, 

mit dem die Vergabe öffentlicher Aufträge geregelt werden soll, 

erarbeitet. Auf die Entstehungsgeschichte, die Grundlagen und 

Zielsetzungen sowie auf die wichtigsten Schwerpunkte des Gesetz­

entwurfes wird im allgemeinen Teil der Erläuterungen näher ein­

gegangen. 
/ 

Die rechtstechnische Form, mittels einer Verfassungsbestimmung, 

wie sie § 1 des Gesetzentwurfes enthält, die Voraussetzungen für 

die Erlassung eines einheitlichen Bundesgesetzes zu schaffen, er­

scheint im Hinblick auf das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel 

einer Vereinheitlichung der Vergaben öffentlicher Aufträge in 

Anbetracht der derzeit bestehenden Kompetenzschranken unabdingbar. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird mit Ausnahme des § 25 Abs.1 und 

des § 29 Abs.2 davon abgesehen, bestimmte Wertgrenzen und Fristen 

festzulegen. Es wird gebeten, im Begutachtungsverfahren dafür 

Vorschläge zu machen. 

Im Rahmen der Vorberatungen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf 

wurde eine Alternative zu den Bestimmungen über die freihändige 

Vergabe von Aufträgen (§§ 22 und 23) entwickelt. Es wird gebeten, 

sich in der Stellungnahme auch dazu zu äußern, ob die im Entwurf 

vorgesehene oder die alternative Regelung zweckmäßiger erscheint. 

Ferner wird im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehen, auf die 

Durchführung einer öffentlichen Interessentensuche dann zu ver-
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zichten, wenn durch bereits bestehende Verfahren die öffentlich­

keit bestimmter Vergaben gesichert ist, wie z.B. bei der Durch­

führung von Ideen- und Entwurfswettbewerben bzw. bei der Vergabe 

von baukünstlerischen Leistungen. Das Bundeskanzleramt-:Ver­

fassungsdienst ersucht um Mitteilung, ob etwa auch in anderen 

Bereichen gleichartige Wettbewerbsregelungen bestehen. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit erscheint es unabdingbar, alle 

Rechtsvprschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge durch 

jene Rechtsträger, die vom Geltungsbereich des Gesetzes erfaßt 

sein sOllen, ausdrücklich aufzuheben. Da es sich dabei vor 

allem auf Gemeindeebene und im Bereich der sog. ausgegliederten 

Rechtsträger, die Aufgaben der Daseinsvorsorge erfüllen, um eine 

Vielzahl von ho. teilweise nicht bekannten Rechtsvorschriften 

handelt, wird ersucht, der Stellungnahme eine entsprechende 

Auflistung beizufügen. 

Das Bundeskanzleramt übermittelt anbei den erwähnten Gesetzent­

wurf (./A) samt der vorhin erwähnten Alternative und samt Er­

läuterungen (Anlage) und bittet um stellungnahme an die Ab­

teilung V/2 bis spätestens 

3 0. Juni 19 81. 

Im Sinne der oben erwähnten Probleme wolle dabei vor allem auf 

folgendes eingegangen werden: 

1. Vorschlag für die Wertgrenzen der §§ 2 Abs.2 und 18 Abs.5; 

2. Vorschlag für die Befristungen in den §§ 12 Abs.3 und 3 0; 

3 .  Stellungnahme zu der Alternative bezüglich der freihändigen 

Vergabe von Leistungen; 

4. Bestehen besondere Verfahrensvorschriften für die Durchführung 

künstlerischer Wettbewerbe? 

5. Welche Rechtsvorschriften über die Vergabe von Aufträgen sollen 

mit der Gesetzwerdung des Gesetzentwurfes außer Kraft treten? 

Sollten weitere Exemplare des Gesetzentwurfes benötigt werden, so 

wird gebeten, diese bei der Abteilung V/2 (KI. 2 3 75 oder 2219) an­

zufordern. 

28. April 1981 
Für den Bundeskanzler: 

ADAMOV!CH 
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Entwurf 24. April 1981 

Bundesgesetz vom " ,  • • •  , • •  , ' , . ,. " • • • •  , .  Über die Vergabe 

von Leistungen (Vergabegesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

1. Abschnitt 

(Verfassungsbestimmung) 

Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Vollziehung 

§ 1. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung in den Angelegenheiten 

der Vergabe von Leistungen auch dann, wenn das B-VG ande­

res vorsieht. 

(2) Bundessache ist die Vollziehung in Angelegenheiten .der 

Vergabe von Leistungen durch 

1. den Bund, 

2. Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organwaltern 

des Bundes oder von Personen verwaltet werden, die 

hiezu von Organen des Bundes bestellt sind, 

3. Rechtsträger, an denen der Bund mit mindestens 50 % be­

teiligt ist und die Aufgaben der Daseinsvorsorge er­

füllen, 

4. Sozialversicherungsträger. 

(3) Die Voll ziehung der Angelegenheiten des Abs. 2 kann in un­

mittelbarer Bundes verwaltung besorgt werden. 

(4) Landessache ist die Voll ziehung in Angelegenheiten der 

Vergabe von Leistungen durch 

1� die Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, 
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2. Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organwaltern 

der Länder oder Gemeinden oder von Personen verwaltet 

werden, die hiezu von Organen dieser Gebietskörper­

schaften bestellt sind, 

3. Rechtsträger, die zu mehr als 50 % im Eigentum einer 

oder mehrerer der in Z. 1 genannten Gebietskörper­

schaften stehen und Aufgaben der öffentlichen Daseins­

vorsorge erfüllen. 

(5) Durchführungsverordnungen in den Angelegenheiten des 

Abs. 4 sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht eine 

Zuständigkeit des Bundes vorgesehen ist, von den Ländern 

zu erlassen. 

Geltungsbereich 

2. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 2.(1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Vergabe von Leistungen 

durch 

1. Gebietskörperschaften und Gemeindeverbänoe, 

2. Sozialversicherungsträger, 

3. Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organwaltern 

der Gebietskörperschaften oder von Personen verwaltet 

werden, die hiezu von Organen der Gebietskörperschaf­

ten bestellt sind, 

4. Rechtsträger im Sinne des § 1 Abs. 2 Z. 3 und Abs. 4 

Z. 3. 

2 
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(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für 

1. die Vergabe von Leistungen materieller Art bis zu 

einem Wert von S • • • • • • • • •  

2. die Vergabe von Leistungen immaterieller Art bis zu 

einem Wert von S • • • • • • • • • •  ; 

3. den Abschluß von Dienstverträgen; 

4. die Vergabe von Leistungen zur �eschäftigung der in 

Anstalten zum Vollzug von Freiheitsstrafen und der mit 

Freiheitsentziehung verbundenen Maßnahmen in staatli­

chem Gewahrsam stehenden Personen. 

(3) Die .Teilung der Leistung zur Umgehung der Wertgrenzen des 

Abs. 2 Z. 1 und 2 ist unzulässig. 

Erbringung einer Leistung in Eigenregie 

§ 3. Die Erbringung einer Leistung in Eigenregie ist nur zulässig, 

wenn das mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsam­

keit und Zweckmäßigkeit der Verwaltung vereinbar ist. 

Grundsätze der yergab� 

§ 4.Leistungen sind unter Berücksichtigung volkswirtschaftlicher 

Interessen nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Spar­

samkeit, Zweckmäßigkeit, des freien Wettbewerbs und der un­

parteiischen Behandlung aller Bieter zu vergeben. Volkswirt­

schaftliche Interessen sind insbesondere solche an der Siche­

rung der Arbeitsplätze, an der Verhinderung oder Behebung 

struktureller Notlagen einzelner Wirtschaftszweige oder Ge­

biete oder an einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz. Nach Mög­

lichkeit sind Aufträge so zu erteilen, daß eine ganzjährige 

gleichmäßige Auslastung der Bieter gefördert wird. 
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Befangenheit im yergabeverfahren 

§ 5. Lassen wichtige Gründe die Unbefangenheit eines Bediensteten, 

der mit der Vergabe von Leistungen befaßt ist, bezweifeln, so 

hat sich dieser Bedienstete jeder Tätigkeit im Vergabeverfah­

ren zu enthalten und seine Vertretung zu veranlassen. 

3. Abschnitt 

Vergabe nach Ausschreibung 

Öffentliche Ausschreibung 

§ 6. Soferne sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt, 

sind Leistungen durch eine an die Allgemeinheit gerichtete 

Aufforderung, Angebote einzureichen, auszuschreiben. 

vorbereitung der Ausschreibung 

§ 7. (1) Technisch und wirtschaftlich zusammengehörige Leistungen 

sind ungeteilt zu vergeben. Besonders umfangreiche Lei­

stungen können nach Art bzw. Menge geteilt vergeben wer­

den. 

(2) Wirkt eine Person bzw. ein Unternehmen an den Vorarbeiten 

einer Ausschreibung maßgebend mit, so ist eine Vergabe an 

diese Person bzw. an dieses Unternehmen unzulässig. 

Allgemeine Bestimmungen über die Ausschreibung 

§ 8.(1) Die Ausschreibung hat eine Leistungsbeschreibung und die 

besonderen Bestimmungen des Leistungsvertrages zu enthal­

ten. 
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(2) Die Ausschreibung ist derart abzufassen, daß damit der 

Inhalt des in Aussicht genommenen Leistungsvertrages in 

seinen wesentlichen Teilen vorweggenommen wird. 

Leistungsbeschreibung 

§ 9. In der Leistungsbeschreibung ist die Leistung nach Art, Güte, 

Umfang und den besonderen Bedingungen ihrer Erfüllung so ge­

nau zu bezeichnen, daß ein Vergleich der hiezu einlangenden 

Angebote möglich ist. Umfangreiche Leistungsbeschreibungen 

sind in eine Gesamtleistungsbeschreibung und ein 

Leistungs verzeichnis zu gliedern. 

Besondere Bestimmungen des Leistungsvertrages 

§ 10. (1.) Die Ausschreibung hat jedenfalls zu enthalten: 

1. angemessene Fristen für die Einreichung der Angebote, 

den Zuschlag �nd die Leistung; 

2. Bestimmungen über die Kontrolle der Leistung bzw. über 

die Leistungsabnahme; 

3. Bestimmungen über Gewährleistungen; 

4. Bestimmungen über die Fälligkeit von Rechnungen. 

(2) Darüberhinaus hat die Ausschreibung gegebenenfalls zu ent­

halten: 

1. besondere, für die Beurteilung der Eignung der Bieter 

maßgebliche Kriterien; 

5 
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2. einen Hinweis auf die Unzulässigkeit der Weitergabe 

von Teilaufträgen an andere Personen bzw. Unternehmen; 

3. ob zu Einheits-, Pausch- oder Regiepreisen bzw. zu 

festen oder - ausnahmsweise - zu veränderlichen Prei­

sen anzubieten ist; so ferne zu veränderlichen Preisen 

vergeben werden soll, sind die Preisgrundlagen und 

Preisumrechnungsregeln festzulegen; 

4. ob und unter welchen Bedingungen Mengenänderungen der 

Leistung zulässig sind; 

5. ob Sicherstellungen zu leisten bzw. ' in welcher Höhe 

Deckungsrücklässe oder Haftungsrücklässe vorgesehen 

sind; 

6. ob und unter welchen Bedingungen Vertragsstrafen ver­

wirkt oder Prämien vergeben werden; 

Kundmachung der Ausschreibung 

§ 11.(1) Die Ausschreibung ist im amtlichen Lieferungsanzeiger, 

bei Bedarf auch im Amtsblatt zur Wiener Zeitung oder in 

einschlägigen Fachzeitschriften kundzumachen. 

(2) Die Kundmachung hat jene Angaben zu enthalten, die es den 

Interessenten ermöglichen zu beurteilen, ob die Beteili­

gung am Ausschreibungsverfahren für sie in Frage kommt. 

Dazu zählen insbesondere: 

1. die vergebende Stelle sowie jene Stelle, bei der die 

Ausschreibungsunterlagen beschafft oder eingesehen wer­

den können; 
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2. eine kurze Beschreibung der Leistung; 

3. die Einreichstelle für die Angebote sowie die Frist 

für die Einreichung; 

4. Zeit und Ort für die Eröffnung der Angebote; 

5. die Zuschlagsfrist. 

(3) Die Ausschreibungsunterlagen sind den Interessenten bis 

zum Ablauf der Angebotsfrist kostenlos, bei umfangreichen 

Ausschreibungen gegen Ersatz der Herstellungskosten, aus­

zufolgen. 

Ausarbeitung und Einreichung der Angebote 

§ 12. (1) Die Angebote sind bei der Einreichstelle innerhalb der 

Angebotsfrist verschlossen und mit einem Kennwort bezeich­

net einzureichen. Die Einreichstelle hat auf den Angebo­

ten Datum und Uhrzeit ihres' Einlangens zu vermerken und 

die Angebote gegen allfällige Manipulationen gesichert, 

verschlossen und unzugänglich aufzubewahren. 

(2) Wenn in der Ausschreibung im Verhältnis zum Wert der Lei­

stung außergewöhnlich kosten- und zeitaufwendige Ausarbei­

tungen verlangt werden, kann eine Vergütung dafür ge­

währt werden. 

(3) Mit den Angeboten vorgelegte Ausarbeitungen sind den Bie­

tern, denen kein Zuschlag erteilt wurde, auf ihr Verlan­

gen frühestens • • • • •  Monate nach Zuschlagserteilung 

wieder zurückzustellen, soferne nicht ein Kostenersatz ge­

mäß Abs. 2 geleistet wurde. 

? 
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(4) Ausarbeitungen der Bieter oder der vergebenden Stelle 

dürfen vom jeweils anderen Teil nur nach besonderer Ver­

einbarung verwertet werden. 

Berichtigung und Widerruf der Ausschreibung 

§ 13. (1) Die Ausschreibung ist vor Ablauf der Angebotsfrist unter 

gleichzeitiger angemessener Verlängerung der Angebots­

frist unverzüglich zu berichtigen, wenn 

1. die Ausschreibung Mängel enthält oder 

2. einem Bieter wesentliche Mitteilungen gegeben wurden, 

die auch für die anderen Bieter bedeutsam sein könn­

ten. 

(2) Die Ausschreibung ist vor Ablauf der Angebotsfrist zu wi­

derrufen, wenn 

1. die Ausschreibung wesentliche Mängel enthält oder 

2. Umstände eingetreten sind, die die Grundlage der Aus­

schreibung wesentlich verändert haben. 

(3) Nach Ablauf der Angebotsfrist ist die Ausschreibung zu 

widerrufen, wenn 

1. nicht mehr als ein Angebot eingelangt ist, 

2. sämtliche Angebote gemäß § 17 Abs. 2 oder 3 auszuschei­

den waren oder 

3. nach der Ausscheidung von Angeboten gemäß § 17 Abs. 2 

oder 3 nur mehr ein Angebot vorliegt. 

(4) Die Berichtigung oder der Widerruf einer Ausschreibung 

sind in der gleichen Form wie die Ausschreibung kundzu­

machen. In den Fällen des Abs. 3 ist der Widerruf aus­

schließlich den Bietern mitzuteilen. 

8 
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verhandlung mit den Bietern 

§ 14.(1) Verhandlungen zwischen der vergebenden Stelle und den Bie� 

tern über eine"Änderung des Leistungsinhaltes sowie über 

Preise, Preisnachlässe oder sonstige Vorteile sind unzu­

lässig. 

(2) Bis zum Ablauf der Angebotsfrist darf , die vergebende Stel­

le den Bietern die Ausschreibung erläutern. 

(3) Bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist darf die vergebende 

Stelle von den Bietern Auskünfte über ihre Eignung sowie 

über Einzelheiten der Angebote, insbesondere über Unklar­

heiten und Mängel in den AngebotenIverlangen. 

Eignung der Bieter 

§ 15. (1) Die Eignung der Bieter ist in einer dem Leistungsgegen­

stand und dem Leistungsumfang angemessenen Art und Weise 

auf Grund von Informationen über Organisation, Kapitalaus­

stattung, personelle, wirtschaftliche und technische Lei­

stungsfähigkeit, Berechtigungen und einschlägige Erfahrun­

gen der Bieter zu prüfen. Insbesondere ist zu prüfen, ob 

die Einhaltung des übereinkommens Nr. 94 über die Arbeits­

klauseIn in den von Behörden abgeschlossenen Verträgen, 

BGBI. Nr. 20/1952, sichergestellt ist. 

(2) Die Bieter haben der vergebenden Stelle die für die Prü­

fung ihrer Eignung erforderlichen Unterlage� auf Verlan­

gen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die für die Beurteilung der Eignung der Bieter maßgebli­

chen Erwägungen sind schriftlich festzuhalten. 

9 
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Eröffnung der Angebote 

§ 16.(1) Die Angebote sind zu dem in der Kundmachung der Ausschrei­

bung bestimmten Zeitpunkt und an dem dort bezeichneten 

Ort in Anwesenheit mindestens eines Zeugen zu eröffnen. 

Den Bietern ist die Teilnahme an der Eröffnung der Ange­

bote zu gestatten, wenn die räumlichen Verhältnisse das 

erlauben. 

(2) Aus den Angeboten sind die Namen und der Geschäftssitz 

der Bieter, der Gesamtpreis, bei Teilleistungen auch die 

Teilpreise, wesentliche Vorbehalte und Erklärungen der 

Bieter sowie allfällige Alternativangebote (§ 17 Abs. 4) 

zu verlesen. 

(3) über die Eröffnung der Angebote ist eine Niederschrift 

aufzunehmen. In dieser sind die Namen der Anwesenden, die 

verlesenen Angebote und die wesentlichsten Erklärungen 

sowie etwaige besondere Vorkommnisse (z. B. verspätet ein­

gelangte oder vorzeitig geöffnete Angebote) festzuhalten. 

Allen Bietern ist auf Verlangen bis zum Ablauf von drei 

Monaten nach Zuschlagserteilung, Einsicht in die Nieder­

schrift zu gewähren. 

PrÜfung der Angebote 

§ 17. (1) Bis zum Ablauf der in der Kundmachung der Ausschreibung 

bestimmten Zuschlagsfrist sind die bei der Eröffnung der 

Angebote verlesenen Angebote auf Grund der Ausschrei­

bung in technischer, wirtschaftlicher und rechnerischer 

Hinsicht zu prÜfen. Dabei sind die Angebote insbesondere 

mit der Ausschreibung sowie untereinander zu vergleichen 

und zu bewerten. 

1 
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(2) Werden bei der Prüfung eines Angebotes Abweichungen von 

der Ausschreibung oder offenkundige Schreib- und Rechen­

fehler festgestellt, so ist der Bieter zur Behebung der 

Mängel binnen einer angemessenen Frist einzuladen. Sind 

die Mängel nicht beheb bar oder werden sie vom Bieter 

nicht fristgerecht behoben, so ist das Angebot auszuschei­

den. Angebote, die von der Ausschreibung derart abwei­

chen, daß ihre Prüfung der vergebenden Stelle nich� zuge­

mutet werden kann, sind von vornherein auszuscheiden. 

Gleiches gilt, wenn das Angebot im Zuge der Mängelbehe­

bung derart verändert wird, daß ein inhaltlich neues An­

gebot vorliegt. 

(3) Außerdem sind vom Vergabeverfahren folgende Angebote aus­

zuscheiden: 

1. Angebote von Bietern, die nicht über die erforderliche 

Eignung verfügen; 

2. verspätet eingelangte Angebote; 

3. offensichtliche Unterangebote; 

4. Angebote von Bietern, die mit anderen Bietern Abreden 

getroffen haben, die für die vergebende Stelle nach­

teilig sind oder gegen die guten Sitten bzw. gegen den 

Grundsatz des freien Wettbewerbs verstoßen; 

5. Angebote von Arbeitsgemeinschaften, wenn die ausge­

schriebene Leistung auch von einem Mitglied dieser 

Arbeitsgemeinschaft allein erbracht werden könnte. 

(4) Angebote, die von der Ausschreibung erheblich abweichen 

(Alternativangebote), dürfen nur dann zugelassen werden, 

wenn der Bieter auch ein der Ausschreibung entsprechendes 

Angebot eingereicht hat. 
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(5) Das Ergebnis der Prüfung, insbesondere die für die Bewer­

tung der Angebote wesentlichen Erwägungen sind schrift­

lich festzuhalten. 

Zuschlagserteilung 

§ 18. (1) Der Zuschlag ist jenem Bieter zu erteilen, dessen Angebot 

unter Berücksichtigung der in § 4 genannten Grundsätze 

wirtschaftlich und technisch am besten entspricht. 

(2) Soweit über die Berücksichtigungswürdigkeit der in § 4 ge­

nannten volkswirtschaftlichen Interessen in den Angelegen­

heiten des J 1 Abs. 2 im Einzelfall Zweifel bestehen, hat 

die vergebende Stelle ein Gutachten der beim Bundesmini­

sterium für Handel, Gewerbe und Industrie eingerichteten 

Informationsstelle für öffentliche Aufträge darüber ein­

zuholen, ob und in welcher Weise bei der Ermittlung des 

Bestbieters volkswirtschaftliche Interessen zu berücksich­

tigen sind. 

(3) Die für die Zuschlagserteilung maßgeblichen Erwägungen 

sind schriftlich festzuhalten • .  

(4) Der Bieter, dem der Zuschlag erteilt wurde, ist schrift­

lich zu verständigen. Den übrigen Bietern ist das Ergeb­

nis des Vergabeverfahrens auf Anfrage mitzuteilen. 

(5) Die Vergabe einer Leistung mit einem Wert von mindestens 

S • • • • • • • • •  ist im amtlichen Lieferungsanzeiger und bei 

Bedarf im Amtsblatt der Wiener Zeitung zu verlautbaren. 

(6) Mit dem Zuschlag, das ist mit der Verständigung des 

Bieters von der Annahme seines Angebotes, kommt der Lei­

stungsvertrag zustande. Wird jedoch die Zuschlagsfrist 

überschritt en oder wünscht die vergebende Stelle einen 

vom Angebot abweichenden Leistungsvertrag abzuschließen, 
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so kommt der Leistungsvertrag mit der schriftlichen Er­

klärung des Bieters, den Auftrag anzunehmen, zustande. 

Zur Abgabe dieser Erklärung ist eine angemessene Frist zu 

setzen. 

Weitergabe von-Leistungen an andere Personen bzw. Unternehmen 

§ 19. Die Weitergabe der gesamten Leistung an andere Personen 

bzw. Unternehmen ist unzulässig. Eine Weitergabe von Tei­

len der Leistung ist nur dann zulässig, wenn die vergeben­

de Stelle dem zustimmt. Die Zustimmung ist zu versagen, 

wenn den Personen bzw. Unternehmen, an die die Leistung 

weitergegeben werden soll, die erforderliche Eignung 

fehlt oder die Leistung von ihnen weder wirtschaftlich 

noch technisch günstiger erbracht werden kann. 

Beschränkte Ausschreibung 

§ 20. (1) Die Ausschreibung einer Leistung durch eine an namentlich 

bezeichnete Personen bzw. Unternehmen gerichtete, schrift­

liche Aufforderung, Angebote einzureichen, ist nur zuläs­

sig, wenn 

1. die Leistung wegen ihrer Eigenart nur von bestimmten, 

besonders geeigneten Personen bzw. Unternehmen er­

bracht werden kann; 

2. die öffentliche Ausschreibung der Leistung öffentli­

che Interessen gefährden würde; 

3. die öffentliche Ausschreibung der Leistung erfolglos 

war. 

(2) Die maßgeblichen Gründe für die Durchführung einer be­

schränkten Ausschreibung sowie für die Wahl der zur An­

gebotstellung eingeladenen Personen bzw. Unternehmen, ins-
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besondere die Beurteilung ihrer Eignung für die Erbrin­

gung der Leistung, sind schriftlich festzuhalten. 

Form. Inhalt und verfahren der beschränkt�n Ausschreibung 

§ 21. Für die beschränkte Ausschreibung gelten die §§ 7 bis 10 , 

§ 11 Abs. 2 und 3, die §§ 12 bis 17, ferner § 18 Abs. 1 

bis 4 und 6 sowie § 19 mit der Abweichung, daß 

1. die Angebotsunterlagen nur den zur Angebotslegung 

eingeladenen Personen bzw. Unternehmen zur Verfügung 

zu stellen sind und 

2. die Eignung möglicher Bieter anläßlich der Einladung 

zur AngebotsteIlung so weit zu prüfen ist, daß nicht 

offensichtlich ungeeignete Personen bzw. Unternehmen 

zur Einreichung von Angeboten eingeladen werden. 

(2) Bei der Einladung zur AngebotsteIlung ist unter den in Be� 

tracht kommenden Personen bzw. Unternehmen so häufig wie 

möglich zu wechseln. 

4. 'Abschnitt 

Freihändige Vergabe 

Zulässigkeit einer freihändigen vergabe 

§ 22.(1) Die Vergabe von Aufträgen ohne Durchführung einer Aus­

schreibung ist nur zulässig für: 

1. Leistungen, die nur von einer bestimmten Person bzw. 

einem bestimmten Unternehmen erbracht werden können, 

weil nur diese die erforderliche technische, recht­

liche oder wirtschaftliche Eignung zur Erbringung der 

Leistung besitzen; 
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2. Leistungen, bei denen selbst bei einer beschränkten 

Ausschreibung die Gefahr der Verletzung einer Geheim­

haltungspflicht bestünde; 

3. Leistungen, die eine Person bzw. ein Unternehmen be­

reits einmal in gleicher Weise erbracht hat, soferne 

für die zu erbringende Leistung unter Berücksichtigung 

der allgemeinen Preisentwicklung kein höherer Preis 

verlangt wird, der Zeitraum zwischen der Vergabe der 

Leistungen verhältnismäßig gering ist und ein gün­

stigeres Angebot offenbar auszuschließen ist; 

4. Leistungen, die bei der Ausführung einer anderen Lei­

stung auf Grund eines unvorhersehbaren Ereignisses 

anfallen, wenn es sich um eine geringfügige Leistung 

handelt und ihre Vergabe im Wege einer Ausschreibung 

erhebliche Nachteile bringen würde; 

5. Leistungen, die von einer bestimmten Person ausschließ­

lich im Hinblick auf ihre besondere wissenschaft-

liche oder künstlerische Qualifikation erbracht werden 

sollen; 

6. Leistungen, die nach gesetzlichen oder durch Verord­

nung festgelegten Tarifen zu vergüten sind; 

7. Leistungen, die im Wege einer Vergabe nach Ausschrei­

bung nicht rechtzeitig vergeben werden können; 

8. Leistungen, die wegen ihres vergleichsweise geringen 

Wertes den mit einer Ausschreibung verbundenen Aufwand 

nicht rechtfertigen; 

9. Leistungen, die erfolglos öffentlich oder beschränkt 

ausgeschrieben wurden und deren neuerliche Ausschrei­

bung kein befriedigendes Ergebnis verspricht. 
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(2) Bei freihändiger Vergabe von Leistungen sind die für die 

Wahl der Vergabeart und die für die Auswahl des Auftrag­

nehmers maßgeblichen Erwägungen schriftlich festzuhalten. 

yerfehren fyr die freihändige vergebe 

§ 23. (t) Vor der freihändigen Vergabe einer Leistung im Sinne des 

§ 22 Abs. 1 Z. 1 bis 3 sowie Z. 5, 8 und 9 ist von dem in 

Aussicht genommenen Auftragnehmer ein formloses Angebot 

einzuholen. In den Fällen des § 22 Abs. 1 Z. 4, 7 und 8 

sind zu Vergleichszwecken mehrere formlose Angebote 

einzuholen. 

(2) Für die freihändige Vergabe gelten § 12 Abs. 2 bis 4 so­

wie die §§ 15 und 19 mit der Abweichung, daß die Eignung 

möglicher Auftragnehmer anläßlich der Einladung zur Ein­

reichung von formlosen Angeboten so weit zu prüfen ist, 

daß nicht offensichtlich ungeeignete Personen bzw. Unter­

nehmen zur Einreichung von Angeboten eingeladen werden • .  

(3) Ein Auftrag darf nur dann erteilt werden, wenn die angebo­

tene Leistung unter Berücksichtigung der in § 4 genannten 

Grundsätze in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht 

den Bedürfnissen der vergebenden Stelle entspricht und 

keine Zweifel an der Eignung des Auftragnehmers vorlie­

gen. § 18 Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß. 

(4) Bei der Vergabe von Leistungen nach § 22 Abs. 1 Z 4 sowie 

6 bis 8 ist unter den geeigneten Personen bzw. Unterneh­

men so häufig wie möglich zu wechseln. 
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5. Abschnitt 

Öffentliche Interessentensuche 

§ 24. (1) Liegt es in der Natur einer Leistung, daß zu dem Zeit­

punkt, zu dem ausgeschrieben werden soll, eine Leistungs­

beschreibung im Sinne des § 9 nicht möglich ist, so hat 

der Vergabe eine an eine unbeschränkte Anzahl möglicher 

Interessenten gerichtete Einladung voranzugehen, der ver­

gebenden Stelle mit Kostenschätzungen verbundene Vorschlä­

ge für eine zweckentsprechende Leistungserbringung zu er­

statten. 

(2) Die öffentliche Interessentensuche ist in den für die 

Kundmachung von Ausschreibungen bestimmten Publikations­

organen kundzumachen. In der Kundmachung sind der Gegen­

stand, der finanzielle Rahmen und allfällige Bedingungen 

sowie Befristungen für die Erbringung der gewünschten 

Leistung so genau wie möglich zu beschreiben. 

(3) Die Beteiligung an der öffentlichen Interessentensuche 

hindert nicht eine spätere Vergabe der Leistung an einen 

der Interessenten. 

(4) Kann auf Grund der öffentlichen Interessentensuche eine 

Leistungsbeschreibung im Sinne des § 9 erstellt werden, 

ist die Leistung unter den Interessenten beschränkt aus­

zuschreiben. Ist eine Leistungsbeschreibung weiterhin 

nicht möglich, kann die Leistung an einen der Interessen­

ten freihändig vergeben werden. § 23 gilt sinngemäß. 

(5) Für bauliche Planungen und baukünstlerische Leistungen 

kann die öffentliche Interessentensuche durch einen 

Ideen- und Entwurfswettbewerb ersetzt werden. 
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, 

6. Abschnitt 

Sonderbestimmung�n fÜr die Xergabe grÖßerer Aufträge 

§ 25. (1) Bei der Vergabe von Leistungen, deren Wert - beurteilt 

nach dem Wert des teuersten Angebotes - mindestens 

100 Milli�nen Schilling beträgt, ist unbeschadet der 

§§ 16 bis 18 nach PrÜfung der Angebote allen Bietern 

unverzÜglich mitz�teilen, wem voraussichtlich der Zu­

schlag erteilt werden wird. Gleichzeitig ist eine ange­

messene Frist fÜr die Erhebung von begrÜndeten Einwen­

dungen einzuräumen. 

(2) Die Teilung der Leistung zur Umgehung der Wertgrenze des 

Abs. 1 ist unzulässig. 

(3) Werden binnen der gemäß Abs. 10 gesetzten Frist schriftli­

che Einwendungen, die nicht offensichtlich unbegrÜndet 

sind, erhoben, so sind vor der Zuschlagserteilung Gutach­

ten eines oder mehrerer Sachver,ständiger einzuholen. 

(4) Beabsichtigt die vergebende Stelle die Leistung entgegen 

dem Sach verständigengutachten zu vergeben, so ist mit 

dieser Entscheidung das sachlich in Betracht kommende 

oberste Organ des Rechtsträgers zu befassen. 

(5) Di� für die Zuschlagserteilung maßgeblichen Erwägungen 

sind schriftlich festzuhalten. Dies gilt insbesondere fÜr 

die Erwägungen, die fÜr die WÜrdigung der Sachverständi­

gengutachten maßgeblich sind. 

( 6) Die Zuschlagserteilung ist auf Verlangen der nicht zum 

Zuge gekommenen Bieter gegenÜber diesen schriftlich zu 

begrÜnden. 
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7. Abschnitt 

Vergabekontrollkommission 

Einrichtung und Zuständigkeit 

§ 2 6· (1) Beim Bundeskanzleramt ist eine Vergabek ontrollkommission 

einzurichten. 

(2) Die Kommission ist zuständig, in den Angelegenheiten des 

§ 1 Abs. 2 Gutachten über Zweifelsfragen, die sich bei 

der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ergeben, sowie über 

behauptete Verletzungen dieses Bundesgesetzes zu erstat­

ten. 

Zusammensetzung 

§ 27. (1) Die Kommission besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stell­

vertreter und weiteren 13 Mitgliedern, die vom Bundes­

präsidenten auf die Dauer von fünf Kalenderjahren zu be­

stellen sind. 

(2) Die Mitglieder müssen die rechtswissensohaftlichen, wirt­

schaftswissenschaftlichen oder technischen Studien abge­

schlossen haben und eine mindestens 10-jährige Berufser� 

fahrung sowie besondere Kenntnisse des Vergabewesens in 

rechtlicher, wirtschaftlicher oder technischer Hinsicht 

besitzen. Die mit der Vergabe von Leistungen befaßten Be­

diensteten der in § 1 Abs. 2 genannten Rechtsträger sowie 

Personen, die zum Nationalrat nicht wählbar sind, sind 

von der Bestellung ausgeschlossen. 

(3) (Verfassungsbestimmung) 

Die Mitglieder der Kommission sind in Ausübung ihres 

Amtes unabhängig und an keine Weisung gebunden. 
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· I 

(4) Die Mitglieder der Kommission sind zur Verschwiegenheit 

über alle ausschließlich aus ihrer Tätigkeit in der 

Kommission bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet. 

(5) Scheidet ein Mitglied der Kommission vor Ablauf der Funk­

tionsperiode aus, so hat der Bundespräsident unverzüglich 

ein neues Mitglied, das der gleichen Fachrichtung anzuge­

hören hat, zu bestellen. 

(6) Die Mitglieder haben Anspruch auf Ersatz der angemessenen 

Reisekosten und Barauslagen sowie auf ein Sitzungsgeld, 

das vom Bundeskanzler durch Verordnung unter Bedachtnahme 

auf die Bedeutung und den Umfang der von der Kommission 

zu besorgenden Aufgaben festzusetzen ist. 

Abberufung der Mitglieder 

§ 28. Der Bundespräsident hat ein Mitglied der Kommission vor Ab­

lauf der Funktionsperiode abzuberufen: 

1. auf Wunsch des Kommissionsmitglied�s, 

2. bei Verlust der Wählbarkeit zum Nation'alrat, 

3. bei dauernder Übernahme einer Funktion, die die Unbefangen� 

heit des Mitgliedes bezweifeln läßt, 

4. bei Verletzung des Gebotes der Vertraulichkeit, 

5. bei mehrmals aufeinanderfolgendem, unentschuldigtem Fern­

bleiben des Kommissionsmitgliedes. 
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Verfahren 

§ 29.(1) Die Kommission hat tätig zu werden: 

1. auf Antrag der vergebenden Stelle, wenn sich in einem 

Vergabeverfahren bei der Voll ziehung einzelner Bestim­

mungen dieses Bundesgesetzes Zweifelsfragen ergeben; 

2. nach Abschluß des Vergabeverfahrens auf Antrag des 

Bieters, der sich durch eine behauptete Verletzung 

dieses Bundesgesetzes für beschwert erachtet; 

3. nach Abschluß des Vergabeverfahrens auf Antrag einer 

Person bzw. eines Unternehmens, die im Falle einer ge­

setzmäßigen öffentlichen Ausschreibung als Bieter in 

Betracht gekommen wären. 

(2) Eine AntragsteIlung nach Abs. 1 Z. 2 und 3 ist nur zuläs­

sig, wenn der Wert des vergebenen Auftrages 100 Millionen 

Schilling übersteigt. 

§ 30. Anträge nach § 29 Abs. 1 sind längstens binnen • • • •  Monaten 

ab Zuschlagserteilung einzubringen. 

§ 31. (1) Die Kommission hat ihre Tätigkeit in Senaten auszuüben, 

die aus jeweils drei Kommissionsmitgliedern bestehen. Ein 

Mitglied jedes Senates muß die rechtswissenschaftlichen 

Studien vollendet haben. 

(2) Der Kommissionsvorsitzende hat am Beginn jedes Kalender­

jahres die Geschäfte auf die Senate in der Weise aufzutei­

len, daß eine möglichst gleiche Auslastung aller Senate 

gewährleistet ist. 
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(3) Für jeden Senat sind in der Geschäftsverteilung zwei Er­

satzmitglieder zu bestimmen, die im Falle der vorüber­

gehenden Verhinderung eines Mitgliedes einzutreten haben. 

Im Falle der ständigen Verhinderung eines Mitgliedes ist 

der Senat neu zu bilden. 

(4) Ein Senatsmitglied hat sich der Ausübung seines Amtes zu 

enthalten und seine Vertretung zu veranlassen, wenn Grün­

de vorliegen, die geeignet sind, seine Unbefangenheit zu 

bezweifeln. 

(5) Den Vorsitz im Senat hat der Kommissionsvorsitzende, sein 

Stellvertreter oder das an Jahren älteste Senatsmitglied 

zu führen. 

(6) Die Beschlüsse des Senates werden mit Stimmenmehrheit ge­

faßt. Der Vorsitzende hat seine Stimme zuletzt abzugeben. 

Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. 

(7) Der Bundeskanzler hat eine Geschäftsordnung der Kommis­

sion zu erlassen. Darin sind insbesondere die Erstellung 

der Geschäftsverteilung, die Einberufung und der Ablauf 

der Sitzungen der Kommission und ihrer Senate näher zu 

regeln. 

§ 32.(1) Die in § 1 Abs. 2 genannten Rechtsträger haben der Kommis­

sion alle für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 

Auskünfte zu erteilen und alle hiefür erforderlichen 

Akten vorzulegen. 

(2) Die Sitzungen der Kommission und ihrer Senate sind nicht 

öffentlich. Uber den Verlauf der Sitzungen ist ein Be­

schlußprotokoll anzufertigen. 
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(3) Für das Verfahren vor den Senaten gelten die §§ 45 bis 53 

AVG 1950 sinngemäß. 

(4) Die Kommission hat § 84 StPO anzuwenden. 

Geschäftsführung 

§ 33. Die Geschäftsführung der Kommission obliegt dem Bundeskanzler­

amt, das auch den gesamten Personal- und Sachaufwand der 

Kommission zu tragen hat. 

Gutachten und Berichte 

§ 34.(1) Die Gutachten im Sinne des § 29 Abs. 1 Z. 1 sind der ver­

gebenden Stelle, die Gutachten im Sinne' des § 29 Abs. 1 

Z. 2 und 3 sind der vergebenden Stelle sowie dem Antrag­

steller nachweislich zuzustellen. 

(2) Die Kommission hat einmal jährlich der Bundesregierung 

über ihre Tätigkeit zu berichten. Darüberhinaus können 

der Nationalrat und die Bundesregierung im Einzelfall 

Sonderberichte verlangen. 

Landesvergabekontrol!kommissionen 

§ 35. (Verfassungsbestimmung) 

Die Länder haben für Angelegenheiten des § 1 Abs. 4 Landesver­

gabekontrollkommissionen nach den Grundsätzen der §§ 26 bis 

34 einzusetzen. Die entsprechenden Landesgesetze sind binnen 

eines Jahres zu erlassen. Art. 15 Abs. 6 dritter und vierter 

Satz B-VG gelten sinngemäß. 
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6. Abschnitt 

Zivilrechtliche Bestimmungen 

§ 3 6.(1) Bei Verletzung dieses Bundesgesetzes hat der übergangene 

Bieter gegen den Rechtsträger, dem das Verhalten der ver-

gebenden Stelle zuzurechnen ist, Anspruch auf Ersatz der 

Kosten der Angebotserstellun8; ein darüber hinausgehender 

Schadenersatzanspruch des übergangenen Bieters ist ausge­

schlossen. Wenn der Rechtsträger jedoch beweist, daß der 

übergangene Bieter auch bei Einhaltung der Vergabevor­

schriften nicht zum Zuge gekommen wäre, besteht kein An­

spruch auf Schadenersatz. 

(2) Der nach Abs. 1 Schadenersatz leistende Rechtsträger kann 

gegen den begünstigten Bieter Rückgriff nehmen, wenn die 

Verletzung der Vergabevorschriften eine strafbare Hand­

lung darstellt und sich der Begünstigte oder dessen Ver­

treter daran im Sinne des § 12 StGB beteiligt haben. 

Diese Person haftet mit dem schuldtragenden Bediensteten 

des Rechtsträgers solidarisch. 

(3) Wurde die Vergabe eines Auftrages durch eine strafbare 

Handlung des Begünstigten oder seines Vertreters veran­

laßt, so kann der Rechtsträger seinen bereits erteilten 

Auftrag widerrufen, soweit der Widerruf nicht im Wider­

spruch zu den Zielsetzungen dieses Bundesgesetzes steht. 

(4) Wurde die Ausschreibung eines Auftrages entgegen § 13 

Abs. 2 und 3 widerrufen, so hat die vergebende Stelle 

jenen Bietern, deren Angebote bis spätestens drei Tage 

nach Widerruf der Ausschreibung einlangen, die Kosten der 

Angebotserstellung zu ersetzen. 
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9. Abschnitt 

übergangs- und Schluß bestimmungen 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

§ 3� Die den Gemeinden nach den §§ 3, 6 bis 17, 19 bis 25 sowie 3 6  

dieses Bundesgesetzes obliegenden Aufgaben sind solche des 

eigenen Wirkungsbereiches. 

Inkrafttreten 

§ 38. Dieses Bundesgesetz tritt mit • • • • • • • • •  in Kraft. 

Vollziehung 

§ 39. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet 

des § 1 Abs. 4 und 5 sowie des § 18 Abs. 2, der Bundes­

kanzler, soweit nur der Wirkungsbereich eines Bundesministers 

betroffen ist, dieser Bundesminister, betraut. 

25 

2/ME XV. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 29 von 64

www.parlament.gv.at



2/ME XV. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)30 von 64

www.parlament.gv.at



Anl age 

A l ternat ivvors chlag z u  den § §  2 2  und 2 3  

§ 2 2 . ( 1) Auch be i der fre ihänd igen Vergabe muß der a l lgeme i ne 

Grund s at z  der Vergabe im We t tbewerb die notwend ige 

Be achtung erfahren . 

Kann e ine Le i s tung nur von e inem bes t immten Unterneh­

men, d as e i n� absolute Monopo l s teIl ung i nnehat, befri e­

d igend erbracht werden, i s t  das Vergabeverfahren nach 

(3 ) z uläs s ig .  D i e  Pre i sangemes senhe i t  und Pre i swürd ig­

ke i t  ist zu prüfen . 

( 2) Ohne Aus schre ibung muß e i n  Auf trag im We t tbewerb verge­

ben werd en, 

1 .  wenn e ine Le i s tung im fre ien Hand e l  mehrfach angebo­

ten w i rd oder auf Be s t e l l ung von mehreren Auf trag­

nehmern durchg e führt werden kann, e ine Aus schre i ­

bung aber a u s  Z e i tmange l, aus Kos ten- oder sons t i ­

gen t r i f t igen Gründen nicht zweckmäß ig oder wirt­

scha f t l i ch wäre und der Auftrag d urch d irekten Ver­

g l e i ch der Anbote vergeben werden kann . 

2 .  Wenn e in e  Le i s tung oder e in System in ähnl ichen Ver­

s ionen von mehreren Unternehmen angeboten wird und 

der Bestbieter erst d urch Verg le i ch der Anbote in 

e inem besonderen Auswahlverfahren erm i t te l t  werden 

kann . 

( 3 )  Ohne Aus schre ibung kann e i n  Au f trag fre ihänd i g  verge­

ben werden, 

1 .  wenn d ie Le i s t.ung nur von e inem be s t immten Unterneh­

men be fr iedig end ausge führt werden kannt we i l  nur 

d ieses Unternehmen a l l e in d ie erforderl i che techn i-

2/ME XV. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 31 von 64

www.parlament.gv.at



- 2 -

sehe , wi rtsch a f t l i che und rech t l iche E ign ung für 

d i e  e inwand fre i e  Aus führung der Le i s tung bes i t z t . 

2 .  wenn e i ne besondere Dr ingl ichke i t  vor l i eg t ,  Ge fah r 

im Ver z uge i s t  ode r  we nn der ursprüng l i che Au f t rag­

nehmer s e i nen vertrag l i chen Verpfl ichtungen n ich t 

nachkommt . 

3 .  wenn e i ne Le i s tung gle i cher Art vorn ursprüngl i chen 

Auf tragnehmer e rbrach t  we rden sol l ,  d ieser ke inen 

höheren Pre i s  verlang t , der ze i traum zw i s chen den 

be iden Au f trägen verhä l tn i smäß ig ger i ng ist und m i t  

e inern gün s t i geren Angebot nicht  z u  rechnen i s t . 

4 .  wenn e i ne öffen tl iche oder b e sch ränkte Aus schre i­

bung ohne Erfolg gebl ieben is t und e i ne neuerl i che 

Aussch re ibung ke i n  annehmbares Ergebn i s  verspr i ch t . 

5.  wenn e i ne Le i s tung nach behörd l ich anerkannten Tar i ­

f e n  z u  vergüten i s t .  

6 .  wenn e ine Le i s tung nur von e i ne r  be s t immteri Person 

im Hinbl i ck auf i hre e inma l ige w i s senschaf t l iche 

oder kün s t l e r i sche Qual i f ika t ion erbracht werden 

kann . 

( 4 )  Be i der fre ihänd igen Vergabe von Le i s tungen s i nd d ie 

für d ie Wah l  d e r  Ve rgabeart und d ie für d i e  Auswa h l  

des Auftrag nehme rs maßgebl ichen Gründe schr i f t l ich 

fe s t zuhalten . 

§ 2 3 . ( 1 ) Vor der fre ihänd igen Vergabe e i ner Le i s tung im S i nne 

d e s  § 22 ( 2 )  s i nd unter Ausnutz ung aller Mög l ichke i ten 

verb i nd l i che Angebote e i n z uholen . 
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In den Fäl len d e s  § 2 2  ( 3 )  i s t  von dem in Aus s icht ge­

nommenen Auftragnehmer ein verb ind l iches Angebot e inzu­

holen . 

( 2 )  Für d ie fre ihänd ige Vergabe g i l t  s inngemäß § 15 und 1 9  

m i t  d e r  Abwe ich ung , d aß d ie E ign ung und Be fugn i s  mög l i­

cher Auftragnehmer schon vor der E i n l ad ung zur Vorl age 

e i nes Angebotes sowe i t  zu prüfen i s t ,  daß n icht of fen­

s i chtl ich ungee ignete oder unbe fugte Unternehmen zur 

Anbotlegung herange zogen werden . 

( 3 )  Jede Anbote i nholung hat al le techn i s chen , rech t l i chen 

und kau fmänni schen Bed i ngungen zu enth a l te n , d ie dem 

abz uschl ießenden Vertrag z ugrunde zu legen s ind • 

. ( 4 )  E in Auf trag d arf nur dann erte i l t  werden , wenn d .ie an­

gebotene Le i s tung unter Bedach tnahme auf d ie in § 4 ge­

nannten Grund sätze in wirtschaftl icher und techn i scher 

sowie vertrag srecht l i cher H i n s icht den Erfordern issen 

der vergebenden S t e l le entspr i ch t  und ke ine Z we i fe l  an 

der E i gnung des Auf tragnehmers vorl iegen . 
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Vorblat t  

PROBLEM : 

D i e  Au f tragsvergabe der öffent l ichen Hand i s t  heute in e iner 

schon unübers chaubar gewordenen und nur schwer auf f i ndbaren Viel­

zahl von Rechtsvorsch r i ften gereg el t .  Nach ihrer recht l i chen Qua­

l i tät hand e l t  es s ich dabe i fast aussch l ießl ich um interne Anwe i ­

sungen , aus denen d ie vornehml i ch davon Be troffenen , d �e Au f trag­

nehme r ,  ke i nerl e i  Rech te abl e i ten können . De r Inh a l t  der me i s ten 

Vergabeordnungen i s t  durch e i ne Summe oft nur mange l h a f t  determ i ­

n ierter Erme s sensbe s t immungen gekenn ze i chne t .  Der dabe i e i nge­

räumte exten s ive I n te rpretat ionssp i el raum kann im E inz e lfal l  zu 

fehlerhaf ten Entsch e id ungen be i der Vergabe von Aufträgen d urch 

öffentl iche Stel len führen und erschwert auch d ie nach trägl i che 

Kont rolle . 

LÖSUNG : 

E i ne Lösung der aufg e ze igten Probleme ersche i n t  mögl ich , wenn 

man versuch t ,  folgende Z ie le zu verwirkl ichen : 

- Vere inhe i t l ichung des Vergabewesens der wichtigs ten öffen t l i ­

chen Auf traggeber ; 

- Abbau des derz e i t  be i der Vergabe öffen t l i cher Au f träge bes te­

henden Transparen zde f i z i ts ;  

- Verbesserung der Re chtss tel l ung der Auf tragnehmer durch e i ne 

vers tärk te M itwi rkung im Ve rgabeverfah ren und erhöh ter Recht s ­

schutz durch d ie Mög l i c hke i t ,  u n t e r  bes t immten Vorauss e t zungen 

d ie gu täch t l iche Äußerung e i ner unabhäng igen E i nr ichtung e rw i r­

ken zu können ; 

Schaffung e ines e i nge schränkten Anspruchs auf  den Ersatz von 

S ch äden , d ie d urch Verle t z ungen von vergaberechtl ichen Vor­

s chri f ten ents tanden s i nd . ,  
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Für d ie Verw irkl ichung d ieser Z i e l e  i s t  e i ne gese t z l iche Rege­

lung d e s  Vergabewßse ns une r läßl ich . Um e i ne max imale W i rk s amke i t  

z u  erre ichen , muß e s  s ich um e i ne für al le Geb ietskörperschaf ten 

und son s t ige öf fent l iche Auftraggeber e inhe i tl iche gese t z l iche 

Regelung handel n . Im H i nb l i ck auf d ie durch d ie Kompe tenzverte i ­

lung des B -VG g egebenen Schranken soll i m  Wege e iner Verfas s ungs­

be s t immung d ie Voraussetzung dafür geschaffen werden . 

ALTERNATIVE : 

E i ne bloße Änderung der bes tehend en Ve rgabeordnungen würde in 

ke i ner We i se genügen , um d am i t  d ie bes tehend en Probl eme z u  l ö­

sen . E i ne dem vorl iegenden Ge setzentwurf g l e i ch wi rksame Al terna­

t ive i s t  aus zuschl i e ßen . 

KOSTEN : 

Der Gese t zentwurf i s t  h in s icht l ich der Durch führung des Ve rgabe­

verfahrens kostenneu tra l .  Led ig l ich d ie E inr ichtung und d ie Tä­

t igke i t der Vergabekon tro l lkommi s s ion wird Kos ten verursachen . 

Durch d ie Be fassung d ieser Komm i s s ion werden unter Be rücks ich t i ­

g ung des notwend igen Personal- und S achaufwandes für d ie organi­

sator i sche Betre uung der Komm i s s ion Kosten von jährl i ch max ima l 

e twa 1 M i l l ion Sch i l l i ng ents tehen . 
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Al lgeme iner Te i l  

1 .  Die Voraussetzungen d e r  Neuordnung des Vergabewesens 

1 . 1 . Pol i t i sche Vere inbarungen 

Die Ne uordn ung d e s  Ve rgabewe sens war Te i l  e iner am 

2 3 . Apr i l  1 9 7 9  z w i s chen Bundeskan z l e r  Dr . Bruno KRE I SKY 

a l s  Vors i t zendem der SPö , und dem f rüheren Obmann der 

ÖVP Dr . Jos e f  TAUS g esch lossenen Vere i nbarung z um Thema 

"Privilegi enabba u " .  Dar i n  f i ndet s ich be züg l ich d e s  Ver­

gabewesens folgender Passus : 

" Di e  be iden un terz e i chneten Parte ivors i t zenden ver­
e i nbaren e i ne Verwend ungs zusage für folgende Maßnah-
men : • • •  

7 .  Vergabe öffentl icher Auf träge 

Durch e in umgehend zu be schl i eßend e s  Vergabege­
setz i s t  dafür zu sorgen , daß Au f träge der öf­
fen t l ichen Hand ( Bund und Länd e r ) i n  Hink un f t  
g rundsät z l ich öffen t l i ch auszuschre i ben s i nd . "  

Um d ie Durch führung der Partei envere i nbarung vor z ubere i ­

ten ,  wurde e i ne Arbe i t sg ruppe , d i e  a u s  Mi tg l i edern al ler 

drei im Nat ionalrat vertre tenen Parl amen ts frak t i onen be­

s tanden ha t ,  e i ngese t z t . Ihr Be ratungsergebn i s  fand in 

Pkt .  10 der Vorbemerkungen zu e i nem I n i t iat ivantrag der 

Abgeord neten zum Na t ional rat Dr . FISCHER , Dr . MOCK , 

MARSCH , Dr . HAUSER , MUHLBACHER, Dr . KÖNI G  und Genos sen ( 

betre ffend e i n  Bunde sgese tz , m i t  dem das Unvere inbar­

ke i t sge�e t z , das Be z üg ege setz  und andere Rechtsvorschr i f­

ten geändert werden , ( An trag 8 2/A-I I ,  1 6 1 5  der Be i l agen 

zu den s teno Pro t . d .  NR , XV. GP ) folgenden N i ed er­

schlag : 

" Unabhäng i g  von Uberlegungen be tref fend e ine gese tz­
l i che Regelung d e s  Vergabewesens sollen d ie Rich t l i ­
n ien d e r  Bunde s reg ierung zur ÖNORM A 20 50 d ah in 
geänd ert werd en , d aß a uch der Erte i l ung von Auf trä­
gen imma teriel l er Natur , deren Wert über 10 M i l l io­
nen Sch i l l i ng l i eg t , grund s ät z l i ch e i ne öf fen t l iche 
oder beschränkte Ausschre ibung voran z ug ehen hat . "  
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Au f Grund d ie ses Be ratungsergebn i sses ha t d ie Bundesre­

g i erung am 2 7 .  Februar 19 81 e i ne d ie sbezüg l i che Änderung 

der Ri chtl i n ien für d ie Vergebung von Le i s tungen durch 

Bundesdienststel len b e schlos sen und d am i t  den ers ten 

Schr i t t  zu e iner Neuord nung des Ve rgabewe sens vol l zogen . 

1 . 2 .  Uberlegungen und Vorarbe i ten auf m i n i s te r i e l ler Ebene 

Im Jahre 19 7 9  wurde e i ne Arbe i t sgruppe aus ,Vertre tern je­

ner Bund e sm i n i s te r i en , d ie vorw iegend von Problemen des 

Vergabewesens be trof fen s i nd ,  e i ngeset z t .  Es waren d ie s  

d ie Bundesm i n i s te r ien für Ba uten und Techn ik , für Fi nan­

zen , für Jus t i z , für Hande l ,  Gewerbe und I ndustrie , für 

Verkehr und in e iner späteren Phase auch das Bunde sm i n i ­

s ter i um für Wi s senschaft und Forsch ung . I n  d ie ser Ar­

be i tsgruppe wurden d ie mi t e iner Ne uordnung des Verg abe­

we sens ve rbundenen Probleme unter be sonderer Bedachtnah­

me auf den Prax i sbe z ug e iner kün f t igen Regelung d i sku­

t iert . 

1 . 3 .  Das Gutachten der Komm i s s ion zur Erstattung von Vorschlä­

ge n für den vers tärkten Schutz  vor Mi ßbräuchen be i der 

Vergabe und Durchführung öffentl i cher Auf träge 

D i e  vom Bunde skan z l er und dem Bund e sm i n i s ter für Jus t i z  

e ingese t z te Komm i s s ion ha t im Oktober 1 9 80 e in Gutachten 

vorg e l eg t . Es enthäl t Vorsch l äge auf  dem Geb iet des Ver­

gabewe sen s , des Strafrech tes und des Steuerrechtes sowie 

Empfehl ungen für d ie Errich tung a u sgegl iederter Recht s ­

träger . 

Schwerpunkt der Re formvorschläge war d ie Erlas sung e ines 

Vergabege s e t zes , d a s  n icht nur das Innenverhältn is zwi­

s chen dem B und und se inen Organen regeln , sondern 

a uch im Außenverhä l t n i s  g egenüber d r i t ten Per sonen w i rk­

sam se in sol l te . 
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1 . 4 .  Rechtsw i s senschaf t l i che Ause i nandersetz ung m i t  dem Pro­

blem e iner ge se t z l i chen Rege l ung des Vergabewesens 

Auch i n  der rech tswi s senschaftl ich�n L i terat ur wurde 

mehrhe i t l ich - wenn auch mit un tersch ied l i cher Begrün­

d ung - d ie Auffass ung vertre ten , d aß d a s  Vergaberecht 

e iner gese t z l ichen Regel ung unterworfen werden sol l te . 

( vg l . e twa WENGER, Das Recht der öf fen t l ichen Auf t räge , 

S .  165 ;  BARFUSS , Der Staat a l s  Auf traggeber , in : Fe st­

schr i f t  für ANTONIOLL I , "Al lgeme ines Verwa l t ungsrech t " . ) 

2 .  Zur ges e t z l i chen Rege lung des Vergabewe sens 

2 . 1 .  Die derze i t  ge l tenden Vergabebe s t immungen 

Die Verg abe von Au f t rägen d urch d ie öf fentl i che Hand i s t  

i n  e iner 
'V i e l z ahl von Vergabeordnungen - z ume i s t  i n  der 

Form von Verwal t ung sverord n ungen - gereg e l t . 

Im Bere ich des Bundes haben d ie Bundesm i n i s ter auf Grund 

des Besch l us se s  der Bundesreg i erung vorn 26 . 9 .  1 9 7 8  i .  

d .  F .  vorn 2 7 .  2 .  1981,  Anordnungen be tre ffend d ie Verge­

bung von Le i s t ungen d urch B unde sd ien s t s tel len ( Richtl i ­

n ien z u r  öNORM A 20 50 ) getroffen . 

Auch im Bere ich der Länder g ibt e s  für d ie Auf trag sverg a ­

be ke ine gese t z l iche Regel ungen . Wa s d i e  Geme inden an­

l ang t ,  so s i nd z um Te i l  in den Geme i nd eord n ung en , a l so 

auf Ge se tz e s s tufe , vergaberechtl iche Vorschr i ften enthal­

ten . Im übr igen ist auch für d ie Geme i nden d ie Auf trag s­

vergabe durch verwal tungs i nterne Vorsch r i ften geregel t 

( vg l . d i,e zusammen fas sende Darste l l ung be i WENGER ,  Da s 

Re cht der öf fen tl ichen Aufträge , S .  71 f f . ) 

Für d ie sog . ausgeg l iederten Recht s träger bes tehen an­

sa tzwe i se gese t z l i che Vergaberegelungen und zwar in den 
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Ge se tzen , m i t  denen d ie se Rechts träger e inger ichtet we r­

den . 

2 . 2 . Frühere Ver s uc he e iner ges e t zl i chen Regelung 

Bemühungen , dem Vergabewe sen e i ne d em rec h t s s taa tl ichen 

Pr i n z ip entsprechende Grundlage zu geben , wurden erst­

mals im Jahre 1969 m i t  der Reg ierung svorlage e ines B un­

d e svergabegesetzes ( 1 2 46 der Be ilagen zu den s teno Pro t . 

d e s  NR , X I . GP ) un ternommen . Die parlamentar i sche Behand­

lung d ie ser Vorlage hat allerd ing s  z u  ke inem Ergebn i s  ge­

führt . 

2 . 3 .  Die B edeutung e iner ges e t zl i chen Regelung des Vergabewe­

sens 

D i e  im Z u s ammenhang m i t  der Vergabe von Auf trägen fes tge­

s tellten Probleme ersche inen n ur im Wege e iner ge s e t z l i ­

chen Regelung lösbar .  

Dafür s i nd folgende Erwäg ungen'maßgebl ich : 

- Wäh rend Verwaltung sverordnungen - durch d i e  d ie Verga­

be öf fentlicher Au f träge i n  ös terre ich d e r ze i t  überwie­

gend geregelt ist  - von den zus tänd igen obersten Orga­

nen jeder z e i t  e in se i t ig und ohne we i teres abgeänd ert 

werden können und ke ine An sprüche Dr i tter schaf fen , 

hat  e ine gesetzl ich� Regelung g rößere Bes tandskra f t  

und kann auch Dr i tten An sprüche e inräume n . 

- D i e  äußers t  untersch iedl ichen und im übr ig en schwer 

auff indbaren Ve rgaberegelungen der Geb i e tskörpe rschaf­

ten las s en s i ch nur im Wege e iner gese t zl i chen Rege­

lung vere i nh e i tl ichen und überschaubar ges talten . 

- Nur im Wege e iner gese t zlichen Regelung können a uch 

d ie sog . ausg egliederten Re ch t sträger erfaßt werden . 

4 
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Im H i nb l ick auf d iese über legungen kommt der Neuord nung 

des Vergabewe sens a uch e ine maßgebl i che verwa l t ungsre for­

ma tor i sche Bedeutung z u : E inerse i t s  w i rd e in zerspl i tter­

tes Rech tsgeb i e t  kod i f i z iert , andererse i ts soll m i t  d ie ­

s e r  Neuregelung - w i e  noch zu ze igen se i n  wird � d ie 

Rechtss�el l ung des e in z elnen B ie ters we sen tl i ch verbe s­

sert werden . 

3 .  Z um I nhal t des Gesetzentwurfes 

Der Gese t zentwurf wurde unter Berücks icht igung der 

ÖNORM A 20 50 , der Reg ie rung svorl age 196 9  und des Gutachtens 

der vorerwähnten Komm i s s ion erste ll t .  Er behäl t die Grund­

sät z e  der ÖNORM A 2050 für d ie Vergabe von Le i s tungen im we­

sentl ichen be i .  

Z ie l  des Gesetzentwurfe s i s t  es , das Verfahren der Vergabe 

von Le i s t ungen d urch Geb ietskörperschaf ten und andere Rechts­

tr�ger , d ie öffen t l iche Aufgaben erfül len , z u  reg el n .  Dabei 

sol l  das Verhal ten der Organwal ter be i d er Auftrag svergabe in 

e iner für Auf trag nehmer vorhersehbaren bzw . für Kontrol lorga­

ne nachvo l l z iehbaren Art und We i se determ i n iert und d ie ver­

fahrensrecht l iche Stel lung der Au f tragnehmer ges tärkt we rd en . 

Ausdrückl ich i s t  d arauf h in z uwe isen , daß s ich der Ge set zent­

wurf im wesen tl ichen auf d ie Regelung des Vergabeverfahrens 

be schränkt . Vom Rege lung sbere ich wurden daher bewuß t Probl eme 

d er Zus tänd i gke i t  der vergebenden Organe ,  der organ i s a tori­

schen Voraussetz ungen und haushal tsrech tl i che Fragen a u sge­

kl ammert . 

Insbesondere d ie Be r i chte des Rechn ungshofes über Gebarung s­

prüf ungen versch iedener D ienst s tel l en machen deutl i ch , daß 

d ie Prax i s  der Vergabe von Auf t rägen häuf ig von den e i nschlä­

g igen Bes t immungen d er ÖNORM A 2050 abwe icht ode r  überhaupt 

auf ihre Anwendung verz ichte t .  Die immerh in se i t  dem Jahre 

1 9 5 7  unverändert be s tehende ÖNORM A 2050 kann daher nur in 

d en Grund sät zen E i ng ang in d ie gese tzl i che Regelung f i nden . 
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Auch im Gu tachten der Komm i s s ion wird e ine unveränd erte Über­

nahme der ÖNORM A 20 50 in e in Ve rgabeg e se t z  abgelehnt , da " i n­

folge des Komprom i ßcharakters der ÖNORM A 20 50 deren Regelun­

gen v iel fach zu unbe s t immt s ind , d ie Be s t immungen manchma l z u  

sehr in s De ta i l  gehen und s i e  auf d ie spe z i f i schen Probleme 

der öf fen t l ichen Verwal t ung n i cht ausre ichend Bedacht n immt . "  

Der vorl iegende Ge setzentwur f  versucht daher , was schon der 

Leg a l i tätsgrund s a t z  des B -VG geb iete t , d ie unbe s t immten 

Re c h t sbegr i f fe der öNORM A 2050 und ihre zah l r e i chen Erme s­

s en sbe s t immungen zu verme iden . Darüber h inaus soll auch d i e 

g egenüber der ÖNORM A 20 50 geände rte Sys tema t ik zu e iner deut­

l icheren Regel ung be i tragen . 

I n ternat ionale Verpf l ich tungen wie e twa Art . 14 d e s  EFTA-über­

e inkommens , vor a l lem das mit Wi rks amke i t  vom 1. 1. 1 9 81 i n  

Kra f t  getretene GATT-Übere inkommen über d a s  öffen t l iche Be­

schaff ungswe sen , aber a uch al lgeme i ne wirtschaf tspol i t i sche 

Erwägungen erfordern e inen Ver z icht auf jeg l i che Bevorzug ung 

lokaler Anb ieter . Von e iner s inng emäßen Aufnahme d er Lokalprä­

ferenz rege l ungen des Punktes 1 , 3 4  ode� 4 , 62 der ÖNORM A 20 50 

sowie entsprechender Regel ungen i n  Vergabevorschr i f ten der 

Länder wurde d aher abgesehen . 

Folgend e  Schwerpunkte des Ge setzentwurfes se ien besonders her­

vorgehoben : 

1 .  Die in der ÖNORM A 20 50 vorgesehenen Ve rgabearten ( öf fent­

l iche Aus schre ib ung , beschränk te Aus schre ibung und fre i hän­

d ige Verg abe ) sollen be ibeha l te n  we rden . Die Fä l l e ,  in de­

nen e ine beschränkte Aus schre ibung b zw . e ine fre ihänd ige 

Vergabe z u l äs s ig i s t , sol len al lerd i ng s  schärfer und kla­

rer gefaßt werden . 

2 .  Durch e ine genauere Fa s s ung der Kr i te r i e n , nach denen d ie 

E ignung d er B i e ter z u  prüfen i st bzw . d urch d ie Beschrän-
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kung der We i tergabe von Au f t rägen an Subunte rnehmen soll 

d ie Qual i f ikat ionsprüf ung bzw . d i e Kon trolle d er Auf trag s­

durch führung durch d ie vergebende S t elle verbessert wer­

den . 

3 .  Das neue Re cht s i n s t i tut der öffentlichen I n teressentensu­

che für d ie Ve rgabe jener Le i s tungen , d ie e iner kon s truk t i ­

ven Le i s tungsbesch r e i bung n i cht zugänglich s ind , soll in 

jen en Fällen ,  in denen e ine öf fen tl iche Aus schre ibung 

n icht in Frage kommt , für d ie Transparenz des Vergabevor­

g anges sorgen . 

4 .  Die Verpfl icht ung der vergebenden Stelle , d ie we sentl i chen 

Entsche id ungen und Phasen d e s  Vergabever fahrens sch r i f t­

lich fes t zuh a l ten , soll d i e  Transparenz des Verfahrens ver­

s tärken und e i ne bes sere Kon trolle - s e i  s ie i nterner ode r  

ex terner Na tur - e rmögliche n . 

5 .  Eine Vergabekontrollkomm i s s ion soll als Sachverständ igen­

komm i s s ion tät ig se i n ,  wenn Zwe i fels fragen über d ie Voll­

z ieh ung d ieses Ge se t zes be s tehen od er B i e ter e ine Ver­

let zung d ieser Vorschr i f ten behaupten . 

Der Ges e t z entwurf beschränkt s ich im we sen tl ichen auf d i e 

Grund sät ze des Vergabeverfahrens und se iner Kon trolle . Die nä­

here Durch führung d ieser gese tzli chen Reg elungen obl i eg t  der 

Ve rord nungsgebung . 

4 .  Verfassungsrechtl i che Grundlage des Gesetzentwurfes 

Die verfa s s ungsrech tl i che Kompe ten zgrundlage für d en vorl i e­

genden Ge set zentwur f  wird aus führlich in den Erläuterungen zu 

§ 1 behandelt . 
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Besonderer Te i l  

Z u  § 1 :  

D i e  Kompe ten z l age zur Regel ung der Vergabeverfahren jener Re chts­

t räg e r ,  d i e vom Gel t ung sbere ich des vorl i egenden Ge s e t zentwurfes 

erfaßt se in sol l en , erwe i s t  s i ch als komplex : Für den Bund und 

d ie Länder i st vor a l l em Ar t .  1 7  B-VG maßgeb l ich , für d ie Geme i n­

d en Ar t .  116 Abs . 2 B -VG , für d ie selbs tänd igen S t i ftungen und 

Fonds des Bundes bzw . der Länder Art . 10 Abs . 1 Z 13 bzw . 

Ar t .  1 5  B -VG , für d ie Soz ialvers i cherungs träger Ar t .  10 Abs . 1 

Z 11 B-VG und für d ie sog . ausg eg l i ederten Rechtsträger Art .  17  

B -VG . 

De r Gese t zentwurf enth ä l t  neben vergabever fahrensrech tl ichen Be­

s t immungen auch noch organ i s a t ionsrechtl iche ( 7 .  Abschn i t t ) und 

z iv i l rechtl i che Be s t immungen ( 8  • .  Abschn i t t ) . Au f d ie sen Geb ieten 

könnten gese t z l iche Regel ungen nur ge s tü t z t  auf Art .  10 Abs . 1 

Z 16 B -VG ( Organ i sa t ionsrecht des Bunde s )  und Ar t .  1 5  B -VG ( Orga­

n i sa t ionsrecht der Länder ) bzw . auf Art .  10 Abs . 1 Z 6 B -VG ( An­

geleg enhe i te n  des Z ivi lrechtswe s ens ) e rgehen . 

Auf Gr und d ie ser komplexen Kompe ten z l age wäre e ine Vere inhe i t l i ­

chung des Vergabewesens im Wege e i nes e i n fachen Bundesgesetzes  

nicht  mög l ich . Durch e ine Verfass ung sbe s t immung sol l  daher d i e 

Vorausse t z ung dafür geschaf fen werden , daß d ie Ve rgabe öffen t l i ­

cher Au fträge vere inhe i tl icht werden kann und e ine g e s e t z l iche 

Regel ung , d ie e ine Ge stal tung der Re chts sphäre Dr i tter erlaub t ,  

mög l i ch w i rd . 
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§ 1 des Ge setzentwurfes i s t  im wesentl ichen dem Kompe tenzverte i­

l ung smod e l l  des B -VG nachgeb i lde t : Die Abs . 1 und 2 folgen d em 

Ar t .  10 Abs . 1 B-VG , d ie Ab s .  4 und 5 in Z us ammenha l t  mi t Abs .  1 

d e s  Ges e t zentwurfes or i e n t i eren s ich an Art . 11 B -VG , wobe i je­

doch Durchführung sverordnungen grund s ä t z l ich von den Ländern er­

l a s s en werden sol l en , wenn d ies n ic h t  ausdrückl ich d em B und vor­

behal ten i s t . Dam i t sol l  d ie MÖg l i chke i t  gescha ffe n  we rden , auf 

d ie im jewe i l igen Land e twa bes tehe nd en be sonderen Verhä l t n i s s e  

Rücks icht zu nehmen . 

Von der im § l Abs .  3 des Ge setzentwurfes gescha ffenen Mög l i ch­

ke i t ,  Angelegenhe i ten d e s  § 1 Abs . 2 in unm i t te lbarer B undesver­

wal tung zu besorgen , s o l l  im vor l i egenden Ge s e t zentwurf im we­

sentl ichen nur für d ie Vergabekon tro l lkomm i s s ion Gebra uch ge­

macht werden . Im übr igen ble iben die Ar t .  10 2 Abs . 1 B -VG. bzw . 

Art .  10 4 Abs . 2 B-VG unberührt . 

9 

Du rch d ie Regel ung der Abs . 4 und 5 über den Vol l z iehungsbere ich 

der Länd er w i rd d ie Abs icht verfol g t , den Lände rn jene Angelegen­

he i te n  des Vergabewe sens zur Vol l z iehung zu übertragen , d ie 

zweckmäßigerwe i se von ihnen be sorg t werd en sollen , d .  s .  d ie An­

gelegenhe i ten des Vergabewe sens der Länder , der Geme inden , der 

Geme indeverbände sowie der S t i f tungen , Fonds und Anstal ten , d ie 

von Organwal tern der L�nder und Geme i nden oder von Pe rsonen ver­

wal te t werden , d ie h ie z u  von Organen d ie s e r  Geb i e tskörperschaf­

ten be s tel l t  s ind . H i n s i ch t l ich der sog . ausgeg l ied erten Re chts­

träger orien t i ert s ich d ie Abgrenz ung d e s  Vol l z ieh ung sbere iches 

des Bundes e i nerse i ts und der Länder andererse i t s  an folgenden 

Ges ich tspunkten : Die Z us tänd igke i t  des Bund e s  z ur Vol l z iehung 

5011 h i n s i chtl ich jener Rechts träger gegeben se in , an denen der 
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B und mi t m i nd e s tens 50 % bete i l ig t  i s t , d ie Z us tänd igke i t  des 

Landes h in s ichtl ich jener Rech t s träge r ,  an d enen e ines ode r  meh­

rere Länder oder Geme i nden zu mehr als 50 % bete i l ig t  s i nd . 

Durch d ie B i nd ung der Vol l z ugskompetenz an untersch iedl iche Be­

te i l igungsverh ä l tn i sse so l len Kompe tenzkon fl ikte für den Fa l l ,  

d aß Bund , Länder und Geme i nd en g eme insam an e inem Recht s t räge r  

bete i l ig t  s i nd ,  verm ieden we rden . 

D ie Be schränkung auf d ie m i t  Au fgaben der Dase insvorsorge be faß­

ten Re chts träger geh t von der Überlegung aus , daß d ie gese t z l i­

che Verpfl icht ung zur Beachtung der im Entwurf vor l iegenden Ver­

g aberegelungen nur für solche Unte rnehmen be s tehen sol l ,  d ie in 

qual i f i z ierter We i se öffen t l iche Au fgaben be sorgen . Be i den übr i ­

gen ausgeg l iederten Re chts trägern sol l te durch e ine entsprechen­

de Wahrne hmung der E igen tümerrech te getrachtet werden , daß auch 

be i d ie sen Re chts trägern den Z ie l se tz ungen des Ge set zentwurfe s 

Rechnung ge tragen w i rd . 

Z u  § 2 :  

Der vorl iegend e Ge setzentwur f  verfolgt das Z i e l , d ie Regelung 

der Verg abe öffentl icher Au fträge z u  vere inhe i t l ichen . 

Dabe i wird dem Beg r i f f  " öf fent l i ch " e in S i nn unte r s te l l t , der 

n ic h t  nur d ie Au ftragsverg abe der Geb ietskörper schaf ten und ih­

rer unse l bs tänd igen wirtschaf tenden E inhe i ten , sond ern auch ande­

rer Rech t s t räger m i t öffen t l ichen Au fgapen wie z .  B � So z i a lvers i ­

cherungs träger , öffent l i che An s tal ten , S t i f tungen und Fond s um­

faßt . Gle iches g i l t  auch für pr iva trech tl iche Rechts träger , an 

d enen d ie Geb ietskörperschaf ten bete i l igt s i nd und, d ie Au fg aben 

der Dase i nsvorsorge erfül len . Der Beg r i f f  der Dase insvorsorge 

orient iert s i ch an der rech tswi s senschaf t l i chen L i teratur . Dem­

nach s ind darunter " Maßnahmen der Vorsorge für das ma te r i e l l e  

und psyc h i sche Woh lergehen d e s  E i n z e l nen " z u  verstehen 
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( ADAMOVICH-FUNK , Al lgeme ines Verwa l t ungsrech t ,  S .  10 8 f ) .  Au fga­

ben der Dase i n svorsorge we rden d aher z .  B .  S traßenbau , Energ ie­

und Wasserversorg ung , Krankenpf l ege , Versorgung mi t Verkehr s l e i ­

s tungen se i n .  

I n  sac h l icher H i ns icht sol l  s i ch der Gel tungsbere ich grund s ä t z­

l ich auf a l l e  Le i s t ungen , d ie Gegens tand z iv i l recht l icher Verträ­

ge se i n  können , be z iehen . Dabe i hand e l t  es s i ch sowoh l  um Le i ­

stungen mate r i e l ler A r t  wie z .  B .  Bauarb e iten , Mon t agen , Trans ­

porte , Gebäudere in igung , Bewachung , Ubers ied lungen , Waren l i e fe­

rungen u .  a . ,  als auch um Le i s tung en imma ter i e l l er Art wie z .  B .  

P l an ungen , Projekt ie rungen , Be rechnungen , Gutachte n  und küns t l e­

r i sche Lei s tungen . 

Vom Gel tung sbereich - und zwar sowohl in persönl icher als auch 

in s achl icher Hins icht - s i nd Ausnahmen vorgesehen : Z 1 und 2 re­

geln M i ndes tgrenzen für ma te r i e l le bzw . immater i e l l e  Le i s tungen . 

Dad urch sol l - unbe schadet haushal t s rech tl icher Vorschr i f ten -

für Le i s tungen mi t ger i ngem We r t  e i ne verfahrensfreie Vergabe er­

mög l icht we rden . Die Ausnahmereg el ung d er Z 3 geht von der Uber­

l egung aus , d aß der Absch luß von Dienstverträgen durch andere 

Rechtsvorschr i f ten h i nre ichend g eregel t  i s t . Die Ausnahmen der 

Z 4 sol len jene Maßnahmen fördern , d ie e i nen modernen Strafvol l­

z ug e r l e i ch tern . 

De r Ge set zentwurf geh t davon aus , daß Le i s tungen , d ie von den in 

§ 1 g enannten Recht s t rägern nachgefragt werd en ,  nach d em Grund­

s a t z  des We ttbewerbs d urch pr ivate Anb i e ter erbrach t  werden sol­

len . Dagegen soll d ie Le i s tung serbr i ng ung i n  E igenreg ie , d .  h .  

durch e igene organ i sa tori sche E i nrich tungen des Rech t strägers 

selbs t ,  d ie Ausnahme b i lden und nur in gewi s sen Gren zen z ul äs s i g  

s e i n . 

De r Grund s a t z  der " Zwe ckmäß igke i t  der Verwa l t ung " sch l ießt auch 

Vorkehrungen mit e in ,  d ie notwend ig s i nd , um e inen be s t immten 

Verwal tungs zwe ck überhaupt zu e rre ichen , so e twa , wenn es darum 
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geh t ,  e inen unvorhersehbaren und d r i ngenden Bedarf z u  befr ied i­

gen und d i e Le i s tungsers te l l ung im Wege der Vergabe d ieser Le i ­

s tung n i c h t  rech t ze i t ig mög l ich wäre . Die Ei genreg ieerbr i ngung 

kann unter d ie sem Ges i ch tspunkt e twa a uch dann z uläss ig s e i n , 

wenn s i e  aus Gründen der Gewäh r l e i s tung der öffen t l i chen S i cher­

h e i t  oder der E insatzbere i t scha ft des Bundesheeres notwe nd ig er­

sche i n t . 

1 2  

In d ieser Be s t immung werden d ie Grund s ät ze , a n  denen s i ch d ie 

Vergabe von Le i s t ungen zu or i ent i eren hat , z usamme ngefaßt darge­

ste l l t .  Es handel t s i ch dabe i um e i ne Vorschr i f t ,  d ie im Z we i ­

f e l s f a l l  z ur Aus legung der übr igen Be s t immungen d ieses  Gese t zent­

wurfes heran z u z iehen i s t .  Be sondere Bedeutung kommt ihr be i der 

Erm i t t l ung des Be s tb i e ters g emäß § 18  des Ge set zentwurfes z u . 

Diese Be s t immung i s t  § 7 AVG 1950 nachgeb i lde t . S i e verz i ch te t 

jedoch auf e i ne dem § 7 Abs . 1 Z 1 b i s  5 AVG 1950 entsprechende 

d e ta i l l ierte Regel ung und be schränkt s i ch vie lmeh r  auf e i ne gene­

ralklauselhafte Umschre ibung des Befangenhe i ts tatbes tand e s . 

" M i t  der Vergabe von Le i s t ungen befaß t "  i s t  e i n  Bed i en s teter im 

S inne d i eser Vorsch r i f ten d ann , wenn er maßgebl ich , d .  h .  n icht 

bloß durch verwal tung s techn i sche H i l fsd ienste , an der Vorbere i­

tung der Vergabeentsch e id ung m i tw i rkt ( e twa a l s  Sachvers tänd iger 

oder Re fe rent ) bzw . d ie Entsche idung über e i ne Vergabe t r i f f t . 

Dem B i e ter sol l  ke i n  Recht auf Ablehnung des Bed iensteten wegen 

Be fangenhe i t  z ukommen .  Un terläßt e s  der be fangene Bed ienstete , 

seine Vertretung von s ich aus ' zu ver anlassen , so könnte d ie s  

n i cht nur d iens trech t l i che , sondern - i m  H i nbl ick a u f  § 3 6  des 

Geset zentwurfe s - unter Ums tänden a uch z iv i l rechtl iche Folgen 

und al lenfa l l s  auch s tra frech t l i che Konsequenzen haben . 
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Für d i e  Vergabe von Le i s tungen soll der Grund s a t z  der Ve rgabe 

nach öffentl icher Aus schre i bung g e l ten . Nur in d en taxa t iv a u fge­

zäh l ten Fäl len der § §  20 , 22 und 24 soll e ine beschränkte Aus ­

schre i bung bzw . e i ne f re i händ ige Ve rgabe , d .  h .  d i e  Ve rgabe ohne 

Ausschre ibung, z uläss ig s e i n . 

A l s  Grund s a t z  sol l  d i e  unge te i l te Vergabe wi r tschaf t l ich bzw . 

techni sch zusammengehör iger Le i s tungen gelten . Im H i nb l i ck a u f  

d ie in ös te rre ich gegebene Unternehmenss truktur s o l l  aber eine 

Ve rgabe von Le i s t ungs t e i len dann mög l i ch se i n ,  wenn es s ich um 

besonders umfangre i che Le i s tungen hand e l t  und e i ne Te i lung nach 

Art bzw . Menge mög l ich i s t  ( z .  B .  Ba ulose be im S traßenbau ) .  Daß 

d ie Te i lung von Le i s tungen zur Umgehung von We rtgrenzen unzu­

l äs s ig i s t ,  erg ibt s ich aus den §§ 2 und 25 d e s  Ges e t zentwurfe s . 

Durch Abs . 2 sollen We ttbewerbsverzerrungen verh indert werden , 

d ie d adurch ents tehen , d aß e iner der späteren B ie ter schon an 

den Vorarbe i ten zur Aus schre ibung mi tgew i rk t  hat und daher gegen­

über s e i ne n  Konkurrenten e inen In fomat ionsvorsprung gen i e ß t .  

M i t  den Beg r i f fen "Pe rson bzw . Un ternehme n "  sol len n i ch t  nur al­

le phys ischen und j ur i s t i schen Personen erfaßt werden , sondern 

auch j ene wirtschaf tenden E i nh e i te n ,  d ie ke i ne Personen im 

Rech tss i nn darstel len , wie z .  B .  d i e  hand e l s rechtl ichen Personen­

gese l l s chaften . 

Durch d ie �usschre ibung sollen d i e  B i e te r  über den Inha l t  des 

späte ren Le i s tungsvertrages mög l ichst e i ngehend i n formiert we r­

den . Die Aus s chre ibung sol l te daher derart präz ise se i n ,  daß ihr 

Inh a l t  unm i tte lbar für d ie Formul i erung des Le i s tungsvertrages 

herangezogen werden könn te . 
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Z u  § 9 :  

D i e  Le is tungsbeschre i bung sol l te so de ta i l l iert se in , daß e i n  

Verg l e ich d e r  e i nl angenden Angebo te auf  Grund d ieser Aus sc hre i­

bung mög l ich i s t . Daraus w i rd deu t l i ch , daß  d i e Ausschre i bung 

, e i ne so we i t  abge schlossene Planung vorausse t z t , d a ß  � nh a l t  und 

Umfang der Le i s tung genau be s t immt werden können . Au f der ande­

ren S e i te darf j edoch d i e  Präz i s i erung der Le i s t ung sbe schre ibung 

n i cht so we i t  gehen , daß in der Aus s chre i bung von vornhe re i n  Er­

ze ugn i s se e ines bes t immten Unternehmens namentl ich ange führt wer­

den sol len . Sol l te das im E i nze l f a l l  unauswe i ch l i ch ersche i nen , 

so wäre dem Grund s a t z  des fre ien We t tbewerbes j edenfal ls durch 

e i nen Z usa t z , der Al ternat iven ermög l icht ( e twa : " oder g l e i chwer­

t ige Erze ugn i s se " ) Rechnung zu tragen . 

Z u  § 10 : 

Abs . 1 be z e i chne t j ene besonderen Be s t immungen , d ie unabd i ngba­

rer Bes tand te i l  des Le i s t ungsvertrages s i nd . Abs . 2 umschre ibt 

darüber h inaus we i tere mög l i che Nebenbest immungen e i nes Le i­

s tungsvertrages . 

Die  nähere Durchführung des § 10 d e s  Gese t zentwurfes so l l  im Ver­

ordn ungsweg erfolgen . 

Z u  den e i n z e l nen B e s t immungen i s t  zu bemerken : 

Z u  Abs . 1 Z 1 :  

D i e  Fr i s t  für d i e E i nre i chung der Angebote sol l  derart beme s s en 

we rden , daß  es e inem d urchschn i t t l ichen Unte rnehmen im Reg e l f� l l  

mög l ich s e i n  sol l te , d ie für d ie Erstel l ung e i nes Angebo tes not­

wend igen Berechnungen und Kalkulat ionen d urch zu führen , P l äne und 

Mod e l l e  zu erste l len u .  ä .  
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Z u  Abs . 2 Z 1 :  

Na ch we lchen Kr i te r ien d i e  E i gnung der Bi e te r  für d ie Erbr i ngung 

der Le i s t upg beurte i l t  wird , e rg ib t  s i ch g rund sä t z l i ch aris § 15  

des Ge setzentwurfe s .  Nach der E i genart der z u  erbr i ngenden Le i­

s tung wären a l lerd i ngs be sondere , über d ie al lgeme i nen Erforder­

n i sse h i nausgehende An forde rungen , denen d ie B i e te r  zu genügen 

h aben , denkba r .  Auf d i e se besonderen Erfordern i s se sol l te z ur 

bes seren Be urte i l ung der Chancen e i ner Z u s c h l agserte i lung be­

re i t s  in der Ausschre i bung h i ngewiesen werden . 

Z u  Abs . 2 ,  Z 2 :  

D i e  We i tergabe von Te i len e i nes Auf trages an andere Personen 

bzw . Unternehmen ( im folgend en kurz S ubunternehmen genann t )  sol l  

g emäß . §  1 9  d e s  Ge setzentwurfes grund s ä t z l ich nur m i t  Z u s t immung 

des Auf traggebers z u l äs s ig se i n .  Soferne d ie vergebende S t e l l e  

beabs i c h t i gt , d ie Be i z iehung von Subunternehmen von vornhe re in 

aus z u schl ießen , sol l te d i es bere i ts in der Aus schre ibung angekün­

d igt werden . 

Z u  Abs . 2 Z 3 :  

D i e  Gestal tung des Pre i se s  für d i e  angebotene Le is tung w i rd s i ch 

j ewe i l s  nach der Art der Le i s t ung und dem Z e i tpunkt ihre r  Erbrin­

gung richten . De r vor l i egende En twurf geh t davon aus , daß i n  den 

Fäl len , in denen e ine Le i s tung nach Qual i tät und Quant i tät genau 

best immt und in absehbarer Ze i t  zu erbr ingen s e i n  wird , grund­

s ät z l i ch zu Fes tpre i sen vergeben werden sol l � nur ausnahmswe i s e  

- i nsbesondere wenn längere Erfüllungsfr i s ten vorgesehen s ind -

sol l te zu veränderl ichen Pre i sen ve rgeben werden dür fen . Die 

Grund lage für d ie Pre i se rm i tt l ung , z .  B .  e i ne Aufg l i ederung der 

zu be rücks icht igenden Kos tenarten , i s t  dabe i so we i t  vorz uneh­

men ,  daß d ie vergebende S te l l e  in d ie Lage vers e t z t  wird , d ie 

Pre i se rm i ttl ung j ewe i ls nach z uvo l l z iehen . 
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Z u  § 11 : 

Während d ie Aus schre ibung selbst a l l e  I nforma t ionen entha l ten 

sol l , d ie für d ie Angebots ers te l l ung notwend ig s ind , soll s i ch 

d ie Kundmac hung der Aus schre ibung auf j ene I n forma t i onen be­

schränken , d ie dem I nteressenten d ie vorl ä�f ige Be urte i l ung er-

, mög l ichen , ob e ine Angeboterstel l ung für ihn überhaupt in Frage 

kommt . 

Z u  § 12 : 

Du rch das im Gese tz entwur f  vorge sehene Verfahren sol l  s i cherge­

s te l l t  werden , daß das rech t ze i t ige E i nre ichen der Angebote 

nachgew iesen werden und nachträg l i che Man ipulat ionen , wie e twa 

der Aus tausch e in zelner B l ät ter des Angebotes oder d ie E ins i ch t­

nahme in Angebote , um vor der Angebotseröffnung e i ne n  Pre i sver­

g le i ch d urch z u führe n , vermied en we rden könne n . 

Aus Gründen der B i l l igke i t  soll für be sonders aufwend ige Ang ebo­

te , d ie etwa Mode l le , umfangre i ch e  Kon s truk t i onsarbe i ten oder 

d ie Durch führung längerer Untersuchungen no twend ig machen , e i ne 

Vergütung g e l e i s te t  werden . Dabe i w i rd n icht der g e s amte , m i t  

der Angebo t s s te l l ung verbundenen Au fwand erse t z t  werden , sondern 

v i e lmehr nur e i n Äqu ivalent für d i e über den übl ichen Ge schäfts­

a ufwand h i nausgehenden Kosten gele i s te t  werden . 

Z u  § 1 3 : 

D iese Bes t immung d ie n t  vor a l l em dem Schutz  der B i e ter . Jede Ver­

änderung der Aus schre ib ungsbed i ngungen ohne Benach r i ch t igung der 

B ie te r  sow i e  j eder Widerruf der Aus schre ibung i s t  gee igne t , be im 

B i e ter " frus trierte " Aufwendungen zu er ze ugen . Durch d i e  Ver­

pfl ichtung , a l l e  B i e te r  unverzüg l ich von Änderungen und we sent l i­

chen Ergän z ungen der Aus schre ibung i n  Kennt n i s  z u  set zen bzw . 

durch d ie B i ndung des Widerrufs der Au sschre ibung an best immte 

Voraussetzungen , sol l en a l l fä l l ige Kosten verm ieden werden . 
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E i n  Widerruf der Aus schre ibung kommt insbesondere dann in Be­

tracht ,  wenn s ich d i e  Grund l agen der Ausschre ibung we sentl ich 

geändert haben , z .  B .  e in Bedarf nach d ie ser Le i s tung n i ch t  mehr 

be s teht oder d ie h aushal tsrech tl iche Bedeckung der Le i stung 

n icht ges i chert i s t . 

Z u  § 14 : 

M i t  e inern geordneten Verg abeverfahren unvere inbar wäre e i ne Ver­

handl ung m i t  den B i e tern während d e s  Vergabeverfahrens ,  a l so vorn 

Ze i tpunkt der Kundmachung der Aus s chre ibung b i s  zum Z e i tpunkt 

17 

d e r  Z uschlagserte i l ung . D i e s e s  Verhand l ung sverbot s o l l  s ich so­

woh l  auf Verhand l ungen sowohl mi t al len als auch m i t  e inze lnen 

B i e tern be z iehen . Dad urch sol l en j edoch M i tte i l ungen n icht ausge­

s ch lossen werden , d ie e i nerse i ts von der vergebenden S t e l l e  über 

den Inhalt der Aus schre ibung , andererse i ts von den B ietern über 

ihre E i gnung und ihr Angebot gegeben werden . Unter M i ttei lungen 

s i nd auch Aufklärungen über Zwe i fe l s frageh , d ie s ich aus der Aus­

s chre i bung ergeben , z u  vers tehen . Im übr igen verlangt der Grund­

s a t z  der Gle i chbehand l ung al ler B ie ter , d aß d ie vergebende Stel­

l e  Mi tte i l ungen al len B i e tern in g l e i chem Maße zur Kenntn i s  

br i ng t .  

Z u  § 15 : 

M i t  d ieser Be s t immung so l l en d ie Grund sätze für d ie Be urte i l ung 

der E ignung der B ieter gereg e l t  werden � nähere Reg�l ungen 

d arüber wären mit Du rchführungsverordnungen zu treffen . Nach der 

vorge sehenen Regel ung obl i eg t  es den B ietern , d ie für d ie 

Be urte i lung ihrer E i gnung erforder l ichen Unterlagen be i z u s te l ­

len , w idr igenfa l l s  s ie dam i t  rechnen müßten , daß ihr Angebot we­

gen nicht  erw i e sener Ei gnung gemäß § 1 7  Abs . 3 ausgesch ieden 

wird . 
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Z u  § 16 : 

M i t  " d i e se r  Be s t immung sol l  in e i nem be sonderen Maße e i nem Haupt­

anl iegen d ieses Geset zentwur fe s ,  näml ich d i e  Transparenz der Ve r­

gabe öffe n t l icher Au f t räge z u  erhöhen , Rechnung ge tragen werd en . 

D i es soll d ad urch erre icht werden , d a ß  für d ie B ieter d ie Mög­

l ichke i t  der Te i lnahme an der Angebotseröf fnung geschaffen w i rd 

bzw . d en B i e te rn nach träg l i ch d ie we sentl ichsten I n forma t ion�n 

über d ie Angebotse röf fnung zur Kenn t n i s  gebracht wird . 

Z u  § 17 : 

We ichen d ie e i ngere i ch ten Angebote von der Ausschre ibung ab , so 

soll  d en B i e tern d ie Mög l ichke i t  e i ngeräumt werden , d ie se Mäng e l  

z u  beheben . Al s Mängel i m  S i nne d ieser Vorschr i f t  werden of fen­

kund ige Schre i bfehler oder Rechen fehler anzusehen se i n . Mang e l ­

h a f t  s i nd aber auch unvol l s tänd ige Angebote , d .  h .  sol che , d ie 

nicht  auf j ed e  Pos i t ion der Aus schre ibung e i ngehen . D i e  Vor­

s ch r i f t  des Abs . 2 v ie rter S a tz sol l  a l l f ä l l igen M i ßbräuchen vor­

beugen , indem Vorso rge dafür ge trof fen wi rd , d a ß  n icht unter dem 

Vorwand e ines unte rlaufenen Re chenfehlers be i der Mängelbehebung 

außerhalb der Wettbewerbss i tuat ion e in neues Ang ebot unterbre i­

tet wird . 

Werd en anläßl ich der Prüfung bes t immte formal e  ( z .  B .  Abs . 3 

Z 2 )  oder mate r i e l l e  ( z .  B Abs . 3 Z 1 ,  3 ,  4 und 5 )  Mängel festge­

s te l l t ,  so sol l  d ie s  zur Aus sche idung des Angebotes vor der Best­

bie tererm i t t l ung führen . Im H i nbl ick auf Abs . 3 Z 5 w i rd e ine 

Vergabe an e ine Arbe i t sgeme inschaft zuläss ig se i n ,  wenn d ieser 

Z u s ammenschluß deshalb notwend ig i s t , we i l  d ie e in ze l ne w i r t­

schaf tend e  E i nhe i t  n i cht i n  der Lage wäre , d ie Le i s t ung z u  er­

br i ngen . 

Angebote , d ie s i ch von der ausgesch r iebenen Le i s t ung erhebl ich 

untersche iden , sog . Al terna t ivangebote , sol l en g emäß Abs . 4 des  

Gese t z entwurfes nur dann zulässig  se i n ,  wenn der Anb ieter e i nes 

solchen Al ternat ivangebotes auch e in aus schre ibung sgemäßes Ange-

1 8  
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bot l eg t . Au f d iese We ise so l l  verh indert werden , daß das Al ter­

nat ivangebot e in z ig und al l e in dazu  d ient ,  s i ch der We ttbewerbs­

s i tuat ion zu entz iehen . M i t  d ieser Regelung soll versucht wer­

den , e inen Ausg l e i ch zwi schen zwe i m i te inander in Kon fl ikt s te­

19 

enden Z i elen zu f i nden : E i nerse its  sol l  der innova tor i s chen Wir­

ung des Al terna t ivangebo tes Rechnung ge t ragen we rden , and erer­

e i t s  sol l verh i ndert werd en , daß der Le i s t ungswe ttbewerb unter­

wird , i ndern man s ich d urch Al ternat ivangebote dem Ve r-

le ich mi t and eren Angeboten entz i eh t . Dabe i wird n i ch t  liberse­

en , daß m i t  der grund sät z l i chen Z u läs s igke i t  von Al ternat ivange­

das We ttbewerbspr i n z ip - z um i nd e s t  te i lwe i se - aufgegeben 

i rd . Dies sche int vertretbar , wenn man s i ch vor Augen häl t , d a ß  

e s  das Hauptan l i egen des En twurfes i s t ,  für mehr Tran sparenz im 

rgabeve rfahren zu sorgen und d ie Z u schlagserte i l ung auf Grund 

e ines Al ternat ivangebote s im Rabmen der Begründung für d ie Verga­

entsch e i d ung e inen ent sprechenden Niederschlag f i nd en muß 

gl . § 18 Abs . 3 d e s  Ge setzentwurfes ) .  

§ 1 8 : 

sol l  am Grund s a t z  der Z u schlagserte i l ung an den B e s tb ie ter 

s tgehal ten werden . Für d ie Bes tb i e tererm i t t l ung werden sowohl 

chn i s che a l s  auch wi rtscha f t l i che Momente maßgebl ich s e i n . Die 

rücks icht igung der i n  § 4 d e s  Geset zentwurfes genannten Grund­

s ' t ze bedeute t ,  daß als e i nes der be i der Be urte i l ung des Be s tan­

botes zu bewertenden Kr i te r i en auch d ie E ignung für d ie Wah r­

volkswirtscha ftl i cher I n teressen heran z u z iehen i s t . Die 

urte i l ung d e s  Vorl i egens d i eser volkswir tscha f t l i chen Interes­

kann im E i n z e l f a l l  schwierig se i n . Es i s t  daher vorgesehen , 

e Me inung s b i ldung in d i eser Frage d urch e i n  Gutach ten d er be im 

ndesm i n i s te r i um für Hande l ,  Gewerbe und Industrie e inge r i chte­

n Informat ionsstel le für öf f entl iche Auf t räge zu unters tüt zen . 

fahrungsgemäß werden d i ese Fragen nur be i Au f trägen größeren 

fanges bedeutsam s e i n . 
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D i e  Be s t immung des Ab s .  3 sol l in besonderer We i s e  für d ie Trans­

paren z des Vergabeverfahrens sorgen und Kon trol lmaßnahmen er­

l e i ch tern . 

Der Verbesse rung der Transparenz sollen auch d ie Be s t immungen 

des Abs . 5 über d ie Kundmachung d er Z u sc h l agserte i l ung d i enen . 
, Wegen des d am i t  verbundenen Aufwandes ersche int d ie s  al lerd ings 

nur be i g rößeren Au fträgen s achl ich gerechtfert ig t .  

Z u  § 1 9 : 

D i e  We i te rg abe von Le i s tungen an Subunternehmen bringt - w i e  d ie 

Erf�hrung geze igt h a t  - be i der Vertragsabw i ckl ung be sondere Pro� 

b l eme m i t  s i c h , we i l  d ie Durch schaubarke i t  d ieses  Vorgange s  d�­

m i t  bee inträch t ig t  w i rd . Um d ie daraus res u l t ierenden Unz ukömm­

l ichke i ten mög l i c h s t  h i ntanzuhalten , sol l  d ie We i te rg abe der ge­

s amten Le i s t ung überhaupt unz u l äs s ig und d ie We i terg abe von Le i ­

s tung s te i len n u r  i m  e i ngeschränkten Maße z u l äss ig se in . Für d ie 

Qua l i f ikat ion als S ubunternehmen unwesen t l i ch i s t  d abe i rl ie Art 

des Re ch tsverhältn i ss e s  zwi schen dem Au f tragnehmer und den Perso­

nen b zw .  Unternehmen , an d ie e r  Te i l le i s tungen we i tergeben w i l l . 

D i e  Be i z ieh ung e ines Subun te rnehmen s  sol l  j edenfal ls dem Auf trag­

geber zur Kenntn is gebracht we rden und von der Z u s t immung d e s  

Au f traggebers abhäng ig s e i n . Die E ignung des Subunternehmen s  für 

d ie Erbring ung e ines Te i le s  der Le i s tung soll nach dense lben ab­

s trakten Kr i ter ien geprü f t  werden , wie d i e E i gnung des Au f trag­

nehmers selbs t . 

Z u  § 20 : 

E i ne be schränkte Aus schre ibung sol l  nur in den in § 20 sowie 

§ 2 4  Abs . 4 des Ge se t ze n twurfes genannten Fällen z u l äs s ig se i n .  

Unter den im Abs .  1 Z 2 e rwähnten " öffen t l i chen I n teressen" s ind 

i nsbe sondere d i e an d er Wah rung der Amtsverschwi egenhe i t  ode r  

der na t ionalen S i cherhe i t  bzw . besondere volkswi rtscha f t l i che I n ­

teres sen zu vers tehen . 
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Die ÖNORM A 20 50 s i eht e i ne be schränkte Aus schre ibung auch dann 

vor , wenn e i ne öffen t l i che Aus schre ibung im Hi nbl i ck auf den 

We rt der Le i s tung wirtsch a f t l ich n i ch t  vertretbar wäre bzw . wenn 

s ie e ine un tragbare Verzög erung mit s i ch b rächte . Im vorl iegen-
, 

den Ge setzentwurf wurde auf d iese Regelungen verz ichte t .  Dies 

deshal b ,  we i l  der m i t  e i ner beschränkten Aus schre ibung verbunde­

ne Ze i t- und Kostenaufwand kaum ger i nger i s t , als der mi t e iner 

öffentl ichen Aus schre ibung verbundene Aufwand . Konsequenterwe i se 

sol l  d aher nunmehr in be iden Fäl len gemäß § 2 2  Abs . 1 Z 7 und 8 

des Ge setzentwurfes e ine fre ihänd ige Vergabe solcher Le i s t unge n 

z u l ä s s i g  se in . 

Z u  § 21 : 

Durch d iese Be s t immung sol l  kl arges te l l t  werden , we l che der für 

das Verfahren aus öffentl ichen Aus schre ibung gel tende Reg e l ungen 

a uch für d ie be schränkte Ausschre ibung anz uwend en se in we rden . 

Z u  § 2 2 : 

D i e  in d ieser Be s t immung sow ie im § 2 4  des Ge setzentwu rfes vorge­

sehene Z ul äs s igke i t  e i ner fre i händ igen Vergabe entspr icht im we­

sentl ichen der öNORM A 20 50 . 

E i ne fre ihänd ige Ve rgabe gemäß Ab s .  1 Z 6 soll  j edenfa l l s  nur 

dann z uläss ig se in , wenn d ie zu erb r i ngende Le i s tung tari fmä ß i g  

vergüte t wird ; s i e wird daher dann un z uläss ig se in , wenn mi t den 

in Frage kommenden Auf tragnehmern e ine Sondervere i nbar ung abge­

s ch lossen werden sol l . 

Z u  § 2 3 : 

Um für d ie be i der fre ihänd igen Vergabe fehlende Konkurrenz der 

Bi e ter z um i nde s t  ansatzwe i se e i nen Ersatz z u  schaffen , sol len i n  

j enen Fällen , in denen d ie s  der Sache nach s innvo l l  i s t , j ewe i l s  

meh rere formlose Angebote e i ngehol t werden . Da s Verfahren für 

d ie fre ihänd ige Vergabe sol l  we i tgehend formlos s e i n . Die Be s t im-
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mungen über d ie E i gnung der Auf tragnehmer und d ie Z u l äs s igke i t  

d er Be i z iehung von Subunternehmen sollen a l lerd i ng s  a uch für d ie 

fre ihänd ige Vergabe von Le i s tungen gel ten . Eine Be stb ietererm i tt­

l ung im S inne des § 1 8  des Entwurfes w i rd be i e iner fre i h änd igen 

Vergabe nicht  in Frage kommen .  Die vergebende S t e l l e  sol l  e i nen 

Au f trag j edoch nur d ann erte i len dürfen , wenn e in Angebot i hren 

Bedürfn i s sen wirtscha f t l i c h  und te chn i sch entspr i ch t .  

Z u  § 2 4 : 

I s t  e ine Le i st ung sbeschre ibung n i c h t  mög l ich , so sol l  mi t dem 

Rec h ts i n s t i tu t  der öffentl ichen I n teressentensuc he e in ähn l i ch e s  

M a ß  a n  Transparenz herges te l l t  werden , wie  d ie s  i m  übr igen m i t  

d e m  Verfahren der öffentl ichen Aus schre ibung ang e s trebt w i rd . 

Be i d iese r  öffentl ichen I n te re ssentensuche hand e l t  es s i ch 

recht s techn i sch um e in von der öffentl ichen Ausschre ibung grund­

sät z l ich versch iedenes Re ch t s ins t i tut . 

Z weck der öf fent l ichen Interes sentensuche so l l  es se in , im Ide a l ­

f a l l  in Kontakten mi t den I n teres senten e ine Beschre ibung der ge­

wünsch te n  Le i s t ung zu erarbe i ten . Wenn·  d ies gel i ng t ,  soll un ter 

d en Personen bzw . Unte rnehmen , d ie ihr I n te resse durch Te i l n ah­

me an der öffentl ichen I nt ere s sentensuche bekund e t  h aben , e i ne 

beschränkte Aus s c hre i bung durchge führt werden . Wenn es im H in­

bl ick auf d ie E igenart der Le i stung n icht gel i ng t ,  e ine Le i ­

s tungsbeschre ibung z u  erste l len , sol l ihre fre i händ ige Vergabe 

mög l ich s e i n . E i ne s inng emäße Gel tung de s § 7 Abs . 3 a uch be i 

d er öffent l ichen I n teressentensuche würde dem S i nn der öffen t l i­

c he n  I n tere s s entensuche w id ersprechen . Die i n  Abs . 3 vorge sehene 

Sond erreg e lung sol l  daher demon s tr a t iv kl arstel len , daß die Be­

te i l igung an den Vorarbe i ten z ur Aus schre ibung n icht iden t i sc h  

i s t  m i t  e iner Be te i l igung an der öffent l i chen I n tere s sentensuche 

und letz tere e ine Auf trag svergabe an Interes senten n icht verb ie­

te t .  

De r En twur f  beschränkt s i c h  au f d i e  grundsät z l ichen Rege l u ngen 

der öffentl ichen I n tere s senten s uche und b ie te t  der vergebenden 
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S t e l l e  den no twend igen Gestal tungsspiel raum für d ie Durch führung 

d e s  Verfahrens . 

Für bes t immte Le is tungsbere iche , e twa auf dem Geb i e te des Ba uwe­

sens , g ibt es schon der z e i t  e i n  Ver fahren , das e inen ähnl ichen 

Ef fekt wie d ie öffentl i che I n teressentensuche erz i e l t . In d i e sen 

Bere i chen sollen daher nach wie vor Ideen- und Entwur fswe t tbewe r­

be , wie s i e  e twa in der vom ehern . Bundesm i n i s t e r i um für Hand e l  
, 

und Wiederau fbau m i t  Erlaß vom 1 9 .  6 .  1 9 5 3 , Z l .  3 8 . 2 4 9-1/1 -1 9 5 3 ,  

bestät i gten We ttbewerbsord nung der Archi tekten vorgesehen s i nd , 

in Be tracht kommen . 

Z u  § 2 5 :  

Diese "im Gu tachten der Kommi ss ion zur Erstattung von Vorschl ägen 

für d en vers tärkten Schutz vor M i ßbräuchen be i der Vergabe und 

Durchführung öffen tl icher Au f t räge vorgeschlagene Regelung geht 

von folgenden Erwäg ung en aus : Be i der Vergabe von Großaufträgen 

ist e in besonderes Bedürfn i s  nach Transparenz des Verg abeverfah­

rens , nach Rech tssch u t z  für d ie B ie ter sowie nach erhöhter R ich­

t i gkei tsgewähr und Kontrol l ie rbarke i t  der Ve rgabeentsche id ung zu 

unterstel len . Dem sol l  d urch e in be sond eres Verfahren Rechnung 

g etragen werden . We sent l i ch an d iesem Verfahren i s t , d aß d i e  B i e­

ter i nnerhalb e iner angeme s senen Fr i s t  E i nwe nd ungen erheben kön­

nen und d i e  vergebende S t e l l e  in d ie sem F a l l  vor der Ve rgabeen t­

sche id ung Gutachten e in z uholen hat . Dad urch w i rd d ie Richt ig­

ke i t sg ewäh r der Vergabeentsche idung erhöh t . Außerdem sol l  e ine 

sch r i f t l iche Begründ ung der Z u schlag serte i l ung verl ang t  we rden 

können , was d ie Tran sparenz des Vergabevorganges we sentl ich er­

höh t . Darüber h i naus besteht g emäß § 2 9  des Geset zentwurfes d i e 

Mög l ichke i t , unter bes t immten Bed i ngungen d i e  Vergabekontrol l ­

komm i s s ion z ur Erstatt ung e ines Gu tachtens über e in bere i t s  abge­

s ch los senes Vergabeverfahren zu befassen . 
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Z u  § 2 6 :  

Nac h  dem Vorb i ld der Sal zburger Vergabe-Kontrol lkommi s s ion sol l  

gemäß den Empfehl ungen der vorerwähn ten Komm i s s ion für d en i n  

§ 1 Abs . 2 d e s  Ge set zentwurfes umschr iebenen Vol l z i ehungsbere i ch 

, e i ne Vergabekontro l lkomm i s s ion ( im folgenden kur z  " Kommi s s ion " 

g enann t ) e inger ichte t werden .  

Den Äußerungen der Komm i s s ion wird im H i nbl ick auf ihren gutächt­

l ichen Charakter ke i ne B indungswirkung für andere Organe z ukom­

men .  Unbe schad e t  dessen wird man fre i l ich annehmen können , daß 

d iesen Gutachten e ine gewi s s e  I nd i zw i rkung e twa a uch für z iv i lge­

r ichtl iche Ver fahren zukommen . 

D i e  Komm i s s ion sol l  n i ch t  nur un ter den in § 2 9  genannten Voraus­

set z ungen nach Abs c h l uß e i nes Verg abeverfahrens Gutachten übe r 

a l l f ä l l ige Ver l e t z ungen d ie se s  Ge s e t z e s  abgeben , sondern auch 

während e ine s Vergabeverfahren s ,  wenn s ich bei der Vol l z ieh ung -

e in z e lner Be s t immungen d ieses  Bundesgesetzes  Zwe i fe l s fragen erge­

ben . 

Z u  § 2 7 : 

D i e  Komm i s s ion sol l  interd i s z ipl inär zusammenges e t z t  se i n , sodaß 

ihre M i tg l ieder in der Lage s ind , aus e igener An schau ung Vergabe­

probleme unter den versch iedensten Aspekten des Ve rgabewesens 

beurte i len zu können ; we sen tl ich für d ie B e s te l l ung sol l j ed en­

fa l l s  e ine ausre i chepde prakt i sc he Er fahrung der Kommi s s ionsm i t­

g l i ed er se in . 

Z ur Ver fass ung sbe s t immung des Abs . 3 i s t z u  beme rken , daß nach 

der Rechtsprechung d e s  Verfass ung sger ichtsho fe s  ( vg l . das Er­

kenntn i s  vom 1 1 .  3 .  1 9 6 5 ,  B 2 2 8/6 4 ) d ie We i s ungsgebundenhe i t  mi t 

d em Wesen e iner g utächtl ichen Tät igke i t  n icht vere i nbar i s t .  Der 

24 
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Verfa s s ungsbe s t immung kommt daher insoferne nur dek l aratori sche 

Bedeut ung z u . 

Z u  § 2 9 :  

M i t  der Einrich tung e iner Vergabekontro l lkomm i s s ion sol l  d em 

Rechts schut zbedürfn i s  der B i e ter bzw . der Personen , d ie a l s  B i e­

ter in Be tracht gekommen wären , wenn ord nungsgemäß ausgeschr ie­

ben worden wäre , Rechnung ge tragen werden . 

Z u  den § §  3 1  und 3 2 : 

D i e  h i er vorgesehenen Verfahrensbe s t immungen so llen vor a l l em 

der raschen und e infachen Komm i s s ion s tät igke i t  d ienen . Durch 

e ine fe ste Ge schäf tsverte i lung , d ie am An fang j ed e s  Kalenderj ah­

res z u  ers tellen se in w i rd , sol l  e i ne g l e i c hmäß ige Au s l a s t ung 

der e i n z elnen Senate gewährl e i stet und Man ipul a t ionen be i der Z u­

sammensetz ung der Senate im E in ze l fa l l  vorgebeugt werden . Gemäß 

§ 31 Abs . 5 d e s  Ge setzentwurfes so l len s i ch be fangene M i tg l ieder 

( vg l . d ie Erläuterungen z u  § 5 des Geset zentwurfe s )  j eder Tät ig­

ke i t  entha l ten . 

Z u  § 3 4 : 

D i e  Gu tachten der Komm i s s ion sol len im E i nzelfal l nur der verge­

benden S te l le bzw . der Person oder d em Unternehmen , das d ie Kom­

m i s s ion be faßt ha t ,  zug e s te l l t  werden . Im H i nb l i ck auf d ie beson­

dere Bede ut ung der g u täch tl ichen Tätigke i t  der Komm i s s ion für 

das Vergabewesen ersche int es zweckmäßig , den ma ter i e l len Geha l t  

d e r  Gutach ten i n  anonymi s ierter Form auch i n  d e n  j ährl ichen Be­

richten dar z us te l len . 

Z u  § 3 5 : 

Im H i nbl ick auf d ie große Zahl der Vergabefälle  be i den vom Ge­

setz
' 

zu  erlas senden Rechtsträgern wäre es unzweckmä ß i g , e ine e i n­

h e i t l i che Ve rgabekontrol lkomm i s s ion e inzur ichten . Die Länder sol-
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l en daher verpf l i chte t werden , für ihren Vol l z iehungsbere ich 

g l e i chartige Kontro l l komm i s s ionen nach den in d ie sem Gese t z  vor­

g esehenen Grund sä t z e n  b i nnen e i nes Jahres ab I nkraft treten d ie­

ses Geset zes e in z ur ichten . 

Z u  § 3 6 : 

Be i Ver l e t z ung des vorl iegend en Ge setzentwurfes sol l  der z u  Un­

rech t übergangene B ie ter e i nen ger ichtl i ch gel tend zu machenden 

S chad ener satzan spruch , und zwar An spruch auf Ers a t z  des sog . ne­

g a t iven Vertrag s i nteresses , bes i t zen . Al s " überg angener B ie te r "  

i m  S i nne d ieses Ge setzes  i s t  j ener B i e ter anz usehen , der nach 

§ 1 8  d ie se s  Ge set zentwurfes Be s tb i e ter wäre , abe r - aus wel chen 

Gründ en immer - den Z us c h l ag nicht erhal ten ha t .  

Da auf Grund vorhand ener Erfahrungs werte z u  erwarten i s t , daß 

26 

d er Nachwe i s  der Kausal i tä t  zwi schen der Ver l e t z ung d ie s e s  Ge­

set zes und d em ent s tand enen Schad en n ur sehr schwer erbrach t  wer­

d en kann , w i rd im Abs . 1 l e t z te r  S a t z  e i ne Bewe i sl a s tumkehr vor­

ge sehen . Die beklag te vergebende S t e l l e  hätte zu bewe i sen , d a ß  

d e r  klagend e B i e ter auch be i e inem Verg abeverfahren un ter s t r ik­

ter Beacht ung d ie se s  Ges e t ze s  n icht z um Z uge gekommen wäre . 

Die in Ab s .  3 vorgesehene Regelung wurde im G u tach ten der PALLIN­

Komm i s s ion z ur Ers tattung von Vorsch lägen für d en verspäte ten 

S c h u t z  vor M i ßbräuchen be i der Vergabe und Durch führung öffen t l i � 
cher Aufträge wie folgt beg ründ e t : 

" Nach gel tendem Pr ivatrecht i s t  e in Ve rtrag , der durch Z u s am­
menwirken der Vertre ter von zwe i Parteien bewußt z um Nach­
te i l  e ines Partners z u s tandegekommen i s t , von d ie sem n icht 
e in zuhal ten . Diese B e s t immung soll d urch e ine Sonderreg e l ung 
für den Be reich des Vergabegese tzes ergän z t  werden . E i ne sol-

. che Sankt ion entspr ich t - a uch wenn der Rech t s t räger d urch 
d ie Vergabe ke i nen Ve rmögensnach t e i l  erl i tten ha t - d em Ru f 
nach Sauberke i t  im öffentl ichen Vergabewesen . Das Recht z um 
W iderruf sol l  n i cht wi l lkürl ich ausg eübt we rden , sond ern 
nur , wenn d ie Z i ele des Vergabege s e t z e s  - vor a l l em Berück­
s i cht igung volksw i r t scha ftl i cher I n teres sen und Wahrung der 
Grund sätze d er Wirt scha f tl ichke i t ,  Sparsamke i t  und Z we ckmä­
ß igke i t  - dem Widerruf des Auf trages n icht e n tgegens tehen . "  
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. Der in Abs . 4 vorgesehene SChadenersatzan spruch ste l l t  e ine be­

sondere Form des Anspruches nach Abs . 1 dar . 

Z u  § 3 7 :  

Ange l eg enhe i ten , d ie von den Geme i nden im e igenen Wi rkungsbe­

re ich besorgt werden können , s i nd g emäß Art . 1 1 8  Abs . 2 B -VG aus­

d rückl ich a l s  sol che des e igenen Wi rkungsbe reiches zu bez e i ch-

nen . 

Z u  § 3 9 :  

D i e  Z u s tänd igke i t  des Bundeska n z l ers bzw . der anderen Bunde sm i n i ­

s ter soll in d e r  We i se abgegren zt werden , d aß d em Bunde skan z l e r  

d ie Erlassung von Durch führungsverordnungen i n  j enen Ange l egen­

he i ten obl i eg t , d ie für den gesamten B unde svol l z ieh ungsbere i ch 

i n  e inhe i tl icher We i se zu rege l n  s i nd , wäh rend d i e  e inzelnen Bun­

d e smin i s ter zur Regel ung der für den j ewe i l igen Re s sor tbere ich 

spe z i f i schen Angelegenhe i ten zus tänd i g  s i nd . 

27 
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